
Kommunal-  und  Europawahlen
in Sachsen: Eine letzte Warnung
Am 26.  Mai  waren auch in  Sachsen rund 3,3  Millionen Wahlberechtigte
aufgerufen, nicht nur das EU-Parlament zu wählen, sondern auch für die
Kommunalwahlen ihre Stimmen abzugeben. Im vorläufigen Endergebnis zu
den  Wahlen  wird  unmissverständlich  deutlich,  wovor  wir  schon  lange
warnen: Es gibt einen tiefgreifenden gesellschaftlichen Rechtsruck. Dieser
äußert  sich  nicht  nur  im Wahlsieg  der  Rechtspopulisten in  Ländern wie
Frankreich,  Großbritannien  und  Italien,  sondern  schlägt  sich  auch  im
Ergebnis der „Alternative für Deutschland“ (ff.  AfD) wieder und tritt  am
heftigsten in Sachsen zum Vorschein: Die AfD ist in fast allen Landkreisen
sowie  in  Chemnitz  und fast  auch in  Dresden als  stärkste  Kraft  aus  den
Wahlen hervorgegangen. Lediglich im Vogtland und in Zwickau schaffte es
die CDU, den ersten Platz zu verteidigen. In Leipzig konnten die Grünen die
meisten Stimmen holen. In allen anderen Städten und Gemeinden erhielt die
AfD die meisten Stimmen und ließ die CDU erstmals hinter sich.

Nach dem derzeitigen Stand kommt die AfD bei der EU-Wahl insgesamt auf
25,3% der Stimmen in Sachsen  und konnte somit ihr Ergebnis im Vergleich
zu 2014 (10,1%) mehr als verdoppeln. Die CDU hingegen hat seit der letzten
Europawahl 11,5% einbüßen müssen und kam damit gerade mal auf 23%.
Dahinter landete DIE LINKE mit 11,7% (-6,6%) . Die Grünen kamen auf 8,6%
und die FDP konnte 4,7% der Stimmen erreichen. Die SPD wurde ebenfalls
abgestraft  und  hat  mit  aktuell  8,6% fast  die  Hälfte  ihrer  Wähler*Innen
verloren (Vgl. 2014: 15,6%). Die Satirepartei „Die Partei“ schaffte es auch in
Sachsen vor allem von der Schwäche der Linken zu profitieren und erzielte
hier bemerkenswerte 2,9%.

Falls  die  AfD  es  schafft  Ihr  derzeitiges  Ergebnis  zur  Landtagswahl  im
September zu verteidigen oder schlimmstenfalls sogar noch zulegt, lässt sich
eine Regierungsbildung durch CDU und AfD nicht ausschließen. Um dies zu
verhindern, müsste die CDU gemeinsam mit den Grünen, der SPD und FDP
eine  Koalition  eingehen,  die  jedoch  knapp  um  die  Regierungsmehrheit
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bangen müsste. Unter Umständen würde notfalls DIE LINKE für die nötige
Mehrheit  sorgen  oder  sogar  eine  Regierungsbeteiligung  anbieten,  um
sozusagen eine „Demokratische Allianz“ gegen die AfD zu bilden. Eine solche
Koalition  würde  zweifellos  dem  Anschein  der  AfD  als  einzige  Anti-
Establishment Partei in die Hände spielen und die SPD und LINKE durch den
Ausverkauf der eigenen sozialen Basis schaden. Ob die CDU sich überhaupt
darauf  einlassen  würde,  ist   allerdings  ebenfalls  fraglich.  Es  wäre  auch
denkbar,  dass die CDU ihren derzeitigen Kurs ändert und sich doch auf
Gespräche mit der AfD einlässt, welche zusammen eine stabilere Mehrheit im
Landtag stellen könnten, als die erstgenannte Regierungsoption. Die Folgen
einer CDU-AfD Koalition in Sachsen wären schwerwiegend, gerade für uns
Jugendliche und Menschen mit Migrationshintergrund. Es ist nicht nur so,
dass dann eine rechtspopulistische, rassistische Partei mit in der Regierung
säße und als stärkste Kraft sogar den  Ministerpräsidenten stellen würde. Die
AfD leugnet außerdem offen den Klimawandel, ist gerade in Sachsen  eng mit
faschistischen Strukturen und militanten Neonazis vernetzt und gilt als einer
der  rechtesten  Landesverbände.  Neben  einer  Verschärfung  der
asylfeindlichen  Politik  und  einer  zunehmend  rassistisch  aufgeheizten
Stimmung  können  wir  uns  im  Falle  einer  CDU-AfD  Koalition  nach  den
Landtagswahlen auch auf Sozialkürzungen, den weiteren Ausbau des Polizei-
und  Überwachungsstaates,  die  zunehmende   Einschränkung  von
Grundrechten und Kriminalisierung von Linken und der FridaysForFuture-
Bewegung einstellen. Mit dem am 1. Januar 2020 in Kraft tretenden, neuen
Polizeigesetz hätte eine solche Regierung auf alle Fälle ein großes Repertoire
an Unterdrückungswerkzeugen zur Hand. Es ist nicht übertrieben davor zu
warnen, dass gerade die klimafeindliche und zu Teilen ultrarechte sächsische
AfD insbesondere  antirassistische Aktivist*Innen, streikende Schüler*Innen
und linke Gruppen mit harter Repression überziehen
würde.

Daher ist es jetzt um so wichtiger, Widerstand gegen die AfD zu organisieren
und  eine  antirassistische  und  soziale  Bewegung  gegen  den  Rechtsruck
aufzubauen. Hierbei könnte die aktuelle FridaysForFuture-Bewegung einen
wichtigen Beitrag leisten, indem sie auch offen gegen Rassismus und die AfD
Stel lung  bezieht.  Denn   Umweltschutz  bedeutet  Kampf  dem



Rechtsruck!Deshalb  organisieren  wir  zum 28.06.  einen  antirassistischen  
Schul- und Unistreik. Unter dem Motto #FridayAgainstRacism rufen wir vor
allem die Schüler*Innen, die sonst Freitags gegen den Klimawandel auf die
Straße gehen, aber auch die Studierenden und Auszubildenden dazu  auf, an
diesem  Tag  ein  deutliches  Signal  gegen  Rassismus,  Neoliberalismus,
Sexismus und eine  klimafeindliche  Politik  zu  setzen.  Wenn wir,  statt  im
Unterricht oder in den Hörsälen zu sitzen,  vor der Landtagswahl unsere
eigenen Positionen auf die Straße tragen, können wir uns als Jugendliche
Gehör verschaffen und ein deutliches Zeichen gegen den Rechtsruck setzen.
Hierzu müssen wir uns weiter organisieren und vernetzen! Deshalb schreibt
uns an, kommt zu unseren Treffen, beteiligt euch an den Vorbereitungen,
gründet an euren Schulen, in den Betrieben und Unis Streikkomitees und
lasst uns  unmissverständlich klar machen, was wir Jugendlichen für eine
Zukunft haben wollen: nämlich eine lebenswerte Zukunft ohne Rassismus,
Abschiebungen  und  Sozialabbau.  Eine  Zukunft,  in  der  NS-Rhetorik,  der
Klimawandel  und  ein  autoritärer  Polizei-  und  Überwachungsstaat  der
Vergangenheit angehören. Also eine  Zukunft ohne Rechtspopulismus, eine
Zukunft ohne die AfD!

Get organized:
29.05. – Demo- und Streiktraining / How to strike?
19.06. – Diskussion „Umweltzerstörung & Rassismus“ / Streikvorbereitung
Jeweils 17 Uhr in Dresden im Zentralwerk, Riesaer Str. 32, Seminarraum (1.
Stock links)
28.06. – #FridayAgainstRacism – Schulstreik
Beginn: 12 Uhr am Goldenen Reiter

#FridaysForFuture  –  Vom
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Schulstreik zum Generalstreik!
Am letzten Freitag, den 24.05.19, fand wieder ein globaler Klimastreik statt.
Alleine in Deutschland beteiligten sich insgesamt über 320 000 Jugendliche
in vielen Städten an den Demonstrationen und Kundgebungen. Diese erneute
Rekordbeteiligung zeigt deutlich auf, dass die FFF-Bewegung schon jetzt die
größte  Jugendbewegung  seit  Jahrzehnten  ist.  Die  Schüler*Innen  und
Studierenden versprechen auch weiterhin, nicht aufzuhören, bis sich endlich
tatsächlich etwas verändert.
Um den Druck weiter zu erhöhen und die Bewegung zum Erfolg zu führen,
ist der Schulterschluss mit den Lohnabhängigen Erwachsenen unerlässlich.
Deshalb  begrüßen  wir  den  kürzlich  veröffentlichten  Aufruf  der
selbsternannten Führungspersonen von FFF, im September einen globalen
Generalstreik  für  das  Klima  durchzuführen.  Wenn  wir  den  Klimawandel
stoppen wollen, reicht es eben nicht aus, wenn nur die Jugendlichen Freitags
auf die Straße gehen. Wenn die Arbeiter und Arbeiterinnen weltweit in den
Betrieben streiken und sich uns Jugendlichen anschließen, kann dies den
politischen,  aber  vor  allem  auch  den  wirtschaftlichen  Druck  auf  die
Verantwortlichen immens erhöhen und die Umweltbewegung auf ein höheres
Level heben. Hierzu müssen wir uns weiter organisieren und vernetzen, die
Bewegung  von  unten  demokratisieren  und  dafür  sorgen,  dass
verantwortliche  Pressesprecher*Innen  und  Führungspersonen
rechenschaftspflichtig,  weisungsgebunden  und  jederzeit  wähl-  und
abwählbar  sind.
Außerdem  brauchen  wir  die  direkte  Unterstützung  der  Gewerkschaften,
wenn der Generalstreik am 20. September ein Erfolg werden soll. Mit seinen
fast  sechs  Millionen  Mitgliedern  ist  der  DGB  die  mit  Abstand  größte
Organisation  der  Arbeiter*Innenklasse  und  auch  international  sind  die
Meisten  der  organisierten  Lohnabhängigen  Geschwerkschaftsmitglieder.
Zwar  ist  ein  politischer  Streik  laut  Betriebsverfassungsgesetz  verboten,
jedoch sollten wir gerade deswegen die Gewerkschaften unter Druck setzen,
sich für das Recht auf politischen Streik zu engagieren und trotz Verbot zur
massenhaften Teilnahme am globalen Klimastreik aufrufen! Wir fordern vor
allem die Jugendstrukturen und Azubi-Vertreter der Gewerkschaften dazu
auf, deutlich Position zu beziehen und uns Jugendliche in unserem Kampf
gegen den Klimawandel zu unterstützen! Denn nur durch den gemeinsamen
Schulterschluss mit den Werktätigen können wir die Umweltbewegung zum
Erfolg führen.
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Weiterhin  müssen  wir  Streikkomitees  an  den  Schulen,  Unis  und  in  den
Betrieben  aufbauen  und  ein  gemeinsames  Aktionsprogramm  mit  den
Schüler*Innen, Studierenden, Werktätigen und Aktivist*Innen entwickeln, in
dem die notwendigen Schritte und Forderungen, um die Bewegung weiter
aufzubauen  und  den  Klimawandel  zu  stoppen,  artikuliert  werden.  Die
bisherigen Forderungen sind nicht einmal annähernd ausreichend, um unser
Ziel  zu  erreichen..  Wir  sollten  keine  Illusionen  darin  haben,  dass  die
Politiker*Innen  und  die  Bosse  einfach  so  auf  uns  hören  werden  oder
überhaupt ein Interesse daran haben, die Umwelt zu retten. Es sind ja gerade
jene Politiker*Innen und Konzerne, die uns die kommende Klimakatastrophe
bescheren. Darum sollten wir die Dinge selbst in die Hand nehmen und für
die Absetzung der Politiker*Innen und für die Enteignung der Klimakiller
eintreten.  Erst  dann,  wenn  wir  Jugendlichen  gemeinsam  mit  den
Arbeiter*Innen  die  gesellschaftlichen  Entscheidungen  und  die  Wirtschaft
demokratisch  kontrollieren und auf  eine  nachhaltige,  bedürfnisorientierte
Produktion umstellen, können wir den Klimawandel tatsächlich aufhalten.
Darum: Save the world – smash capitalism! Organisiert den globalen
Generalstreik!

Österreich:  Massenkundgebung
gegen  Strache  und  die
Regierung!
Bericht von REVOLUTION Austria

Heute waren tausende Menschen – die Polizei spricht von 5.000, wir können
daher von deutlich mehr ausgehen – gegen (Ex-)FPÖ-Chef H. C. Strache und
die schwarz-blaue Regierung auf der Straße. Die Stimmung war gleichzeitig
kämpferisch und euphorisch, da der verhasste Strache endlich zum Rücktritt
gezwungen  wurde.  REVOLUTION  und  Arbeiter*innenstandpunkt  nahmen
zusammen an der Kundgebung teil, wir rufen zu einer Massenbewegung zum
Sturz der Regierung und gegen die Politik für die sie steht auf.
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Der Hintergrund für den Protest ist ein jetzt aufgetauchtes Video aus dem
Sommer 2017. In diesem Video sprechen Strache und (Ex-)FPÖ-Klubobmann
Johann  Gudenus  mit  einer  vermeintlichen  russischen  Oligarchin  über
profitable Kooperationen mit der FPÖ. Der Ursprung des Videos ist bisher
nicht geklärt, aber die FPÖ streitet die Echtheit des Videos nicht ab. In dem
Video spricht Strache offen darüber, wie man Großspenden an den Behörden
vorbei  über  einen  Verein  leiten  könnte  und,  dass  dies  auch  jetzt  schon
passiert (genannt werden unter anderem der Waffenproduzent Gaston Glock,
die  Mil l iardärInnen  Heidi  Horten  und  René  Benko  oder  der
Glückspielkonzern Novomatic). Das zeigt klar, die Verbindungen der FPÖ zu
den Reichsten und Mächtigsten Österreichs. Die FPÖ ist eben keine Partei
der kleinen Leute, sondern ein zentraler Verbündeter der österreichischen
KapitalistInnen.

Das zweite pikante Detail ist, dass Strache mit der vermeintlichen Millionärin
bespricht, die KRONE (die auflagenstärkste Zeitung Österreichs) zu kaufen,
dort unliebsame JournalistInnen hinauszuschmeißen und FPÖ-FreundInnen
zu installieren. Er wünscht sich eine parteitreue Presselandschaft wie sie
Orban in Ungarn, Erdogan in der Türkei oder Putin in Russland haben. Er
schlägt  ihr  auch  vor,  im  Gegenzug  zu  der  politischen  und  finanziellen
Unterstützung  Staatsaufträge,  die  aktuell  an  die  STRABAG  gehen,
zuzuschanzen.

Die Kundgebung selbst, die vor allem von spontanen Emotionen zuerst der
Verärgerung  und  später  (nach  dem  Bekanntwerden  des  Rücktritts  von
Strache)  von  Freude  geprägt  war  kann  aber  nur  der  Anfang  sein.  Zum
aktuellen  Zeitpunkt  ist  noch  nicht  klar,  ob  die  Kurz-ÖVP  die
Regierungskoalition mit der FPÖ aufkündigen wird, oder sie mit geänderter
Besetzung fortsetzen wird.

Diese Kundgebung muss der Auftakt einer Bewegung gegen die gesamte
schwarz-blaue Regierung sein.  Weder Neuwahlen noch die  Rückkehr zur
großen  Koalition  bedeuten  einen  Bruch  mit  der  rassistischen,
frauenhassenden  und  arbeiterInnenfeindlichen  Politik  von  Schwarz-Blau.
Ganz im Gegenteil: FPÖ und ÖVP haben noch viel vor, dass an die korrupten
Versprechungen von Strache anknüpft. Die Steuerreform zur Entlastung der



Reichsten,  Sozial-  und  Gesundheitsabbau,  und  die  Angriffe  auf
Gewerkschaftsbewegung und Arbeiterkammer sind mehrmals angekündigt
worden, aber noch nicht durchs Parlament gegangen. Diese Projekte werden
die  Parteien,  auch  unter  anderer  Führung  oder  nach  Neuwahlen
weiterverfolgen.

Aber wir können die Krise der FPÖ in eine Krise der Regierung und eine
Krise  der  Regierungspolitik  verwandeln.  Eine  Massenbewegung  auf  der
Straße, an Arbeitsplätzen, Schulen und Unis kann nicht nur die Koalition
unter  Druck  setzen,  sondern  das  System,  dass  sie  verteidigen  und
verschärfen.  Die  zu  Recht  wütenden  ArbeiterInnen,  Jugendlichen  und
Arbeitslosen können ihre Wut auf die Korruption gegen das System richten
aus dem sie entstanden ist. Es ist die Aufgabe von RevolutionärInnen und
Linken,  jetzt  eine  Strategie  zu  entwickeln,  die  das  möglich  macht.  Wir
bleiben dran.

Solidarität mit den Studierenden
der SOAS London!
von  Georg  I smae l  (REVOLUTION)  und  Mar t i n  Suchanek
(ArbeiterInnenmacht),

Die  AfD  fällt  durch  ihre  rassistische  Hetze  offenkundig  nicht  nur  in
Deutschland  auf.  Gunnar  Beck,  AfD-Kandidat  zu  den  Europawahlen,
unterrichtet seit Jahren Rechtswissenschaft an der Londoner SOAS (School
of Oriental and African Studies) und verbreitet dort reaktionäre, rassistische
und geschichtsrevisionistische Positionen.

Hoffentlich nicht mehr lange! Eine Versammlung der Studierenden an der
SOAS forderte am 14. Mai, Beck mit sofortiger Wirkung die Lehrbefugnis zu
entziehen.  Am  Freitag,  dem  17.  Mai  soll  diesem  Beschluss  durch  eine
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öffentliche Kundgebung unter dem Titel „Cancel Gunnar Beck: Far-Right out
of SOAS“ Nachdruck verliehen werden. Die Universitätsleitung hat sich zwar
von Becks politischen Ansichten distanziert, hält aber an seiner Anstellung
im Namen der „Freiheit der Wissenschaft“ fest.

Wessen Freiheit?
Diese Freiheit besteht anscheinend darin, dass Beck in seinem Blog endlose
geschichtsrevisionistische  Litaneien  von  sich  gibt,  Kohl  und  Merkel  des
„deutschen Selbsthasses“ bezichtigt. Wie so viele seiner „KameradInnen“ will
er  einen  rechten  Schlussstrich  unter  die  „ständige  Diskussion“  über
Deutschlands  Vergangenheit  ziehen.  Wie  viele  aus  dem  rechten  Lager
fantasiert er über die „Einschränkung der Redefreiheit“ von RassistInnen,
BestsellerautorInnen und Dauergästen in Talkshows wie Sarrazin, die nur auf
die „erschreckend geringe Geburtenrate“ der Deutschen hingewiesen hätten.

Zu  Recht  hält  die  Vollversammlung  der  Studierenden  fest,  dass  Becks  
rassistische und rechte Gesinnung sowie die Unterstützung für eine Partei,
die mit FaschistInnen und rassistischen SchlägerInnen zusammenarbeitet,
nichts mit Meinungsfreiheit zu tun hat. Ihr Beschluss verweist nicht nur auf
seine Gesinnung, sondern auch auf wiederholte chauvinistische, sexistische
und  rassistische  Bemerkungen  und  verbale  Übergriffe  Becks  gegenüber
Studierenden, insbesondere solche aus halb-kolonialen Ländern,  religiöse,
ethnische und nationale Minderheiten. Einzig die bürokratischen Prozeduren
der  Universität  verhinderten,  dass  sich  Beck  schon  früher  verantworten
musste.

Es ist höchste Zeit, dass der Rechtspopulist Gunnar Beck Studierende mit
seinem reaktionären Mist und rassistischen Pöbeleien nicht länger belästigen
darf. Bezeichnenderweise erlangte der „Fall Beck“ jedoch aus einem anderen
Grund  öffentliche  Aufmerksamkeit.  Der  Rechtswissenschafter  nimmt  es
nämlich, wie die AfD in Sachen Parteienfinanzierung, selbst nicht so genau
mit  dem Recht,  wenn  es  um die  Zwecke  des  eigenen  Ladens  geht.  Im
Wahlkampfmaterial zur Europawahl präsentierte sich Beck als „Professor“ an
der SOAS und als „Fachanwalt für Europarecht“. Er ist, wie ein Beitrag des
Deutschlandfunks  belegt,  weder  das  eine  noch  das  andere.  Den  Titel
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„Fachanwalt für Europarecht“ gibt es gar nicht. An der SOAS ist Beck als
„Reader in Law“ beschäftigt, was in etwa einem/r DozentIn in Deutschland
entspricht.

Natürlich regt sich Beck über die angebliche Hetze auf, die antirassistische
Studierende und Beschäftigte an der SOAS gegen ihn veranstalten würden.
Dabei hat die AfD noch vor wenigen Monaten zur Denunziation linker und
antirassistischer  LehrerInnen  aufgerufen  und  Beschwerdeportale  online
gestellt. Das war für den Nationalisten offenkundig in Ordnung, ging es doch
bei den Denunziationsplattformen darum, „vaterlandslose“ LehrerInnen an
den Pranger zu stellen. Jetzt inszeniert sich Beck als „Opfer“.

Out!
Dass die Leitung der SOAS angesichts der Forderungen der Studierenden
rumeiert  und  letztlich  einen  Rassisten  entgegen  der  Interessen  der
Studierenden,  Beschäftigten  und  des  restlichen  Lehrpersonals  verteidigt,
wirft auch ein bezeichnendes Bild auf die bürgerliche Wissenschaft. Während
z.  B.  DozentInnen,  LektorInnen  und  Studierende,  die  sich  für  die  BDS-
Kampagne und das Selbstbestimmungsrecht  des palästinensischen Volkes
einsetzen, mit dem Rausschmiss aus Unis bedroht werden, während Linke,
die  sich  mit  Befreiungsbewegungen  solidarisieren,  als  „undemokratisch“
gebrandmarkt werden, müsse rechte Hetze als Bestandteil  der „Freiheit“
hingenommen werden. Dieser Doppelstandard verweist nur darauf, welchem
Klasseninteresse die bürgerlichen Universitäten, selbst wenn sie sich zur Zeit
als „antikolonialistisch“ präsentieren, letztlich verpflichtet sind.

Dies wird umso deutlicher, wenn man bedenkt, dass die SOAS aktuell unter
dem „Sachzwang“ der zunehmenden Privatisierung und Neoliberalisierung
der Bildung massive Kürzungen durchführt,  die die Arbeitsplätze etlicher
Beschäftigter bedrohen. Diese fallen natürlich nicht unter den Schutz der
Meinungsfreiheit, wenn es nach dem Management der Universität geht. Sie
sind einfach nur zu teuer.

In  Wirklichkeit  gibt  es  kein  Recht  auf  Rassismus  im  Namen  der
Meinungsfreiheit oder der Wissenschaft – jedenfalls nicht für alle jene, die



gegen Rassismus, Chauvinismus, Nationalismus und Faschismus kämpfen!

Dass die Studierenden die Entlassung von Gunnar Beck fordern, ist also kein
Angriff auf die Meinungsfreiheit. Sie dient vielmehr dem Schutz derer, die an
der  Universität  lehren  und  lernen.  Sie  bringt  die  Solidarität  mit  den
Geflüchteten  zum  Ausdruck,  die  im  Mittelmeer  sterben,  mit  den
SüdeuropäerInnen,  die  unter  den  von  Deutschland  zu  verantwortenden
Spardiktaten leiden,  und mit  ArbeiterInnenbewegung, gegen die sich das
„Sozial“-Programm der AfD richtet.

Die Umstände an der SOAS und die Erfahrung mit Denunziationskampagnen
der AfD zeigen aber ein Weiteres auf. Wer an Schulen und Universitäten
lehren kann, wer eingestellt und gefeuert wird, sollte nicht in den Händen
des Managements oder des Staates liegen, der sich bei jeder Gelegenheit
gegen  linke  AktivistInnen  richtet,  aber  rechte  HetzerInnen  schützt.  Die
Studierenden, Lehrenden, weiteren Beschäftigten und ihre Gewerkschaft(en)
sollen entscheiden,  ob rassistische BrandstifterInnen an ihrer  Uni  lehren
sollen oder nicht.

Wir  solidarisieren  uns  mit  den  Studierenden  der  SOAS  und  deren
antirassistischen  Aktionen!  Die  Studierenden,  Studierendenparlamente,
Asten und die Gewerkschaften an den Universitäten (v. a. GEW und ver.di)
fordern  wir  auf,  den  Kampf  an  der  SOAS zu  unterstützen  und auch an
deutschen Lehreinrichtungen eine Gegenoffensive gegen die AfD zu starten

Umweltzerstörung  &
Klimawandel:  Wer  ist  schuld
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daran?
Redaktion, Mai 2019

Der Klimwandel ist ein globales Problem und macht nicht an den Grenzen
irgendeines Nationalstaates stopp. Soweit waren wir schon. Ausgenommen
vielleicht der AfD, die denkt, dass CO2 gut für die Umwelt ist, oder Trump
der glaubt, dass der Klimawandel nicht existiert, da es letztes Jahr in den
USA geschneit hat. Aber mal abgesehen von diesen Spinnern haben das die
meisten Regierungen heute schon erkannt.  Was viele noch nicht erkannt
haben ist, wer denn eigentlich die Schuld daran trägt. Bürgerliche Parteien
und NGOs wie die CDU, die SPD, die Grünen, der BUND oder Greenpeace
erzählen  uns,  dass  jede_r  Mensch  auf  der  Welt  eine  Mitschuld  am
Klimawandel hat und wir einfach mal bei uns selbst anfangen müssen, etwas
für die Umwelt zu tun. Das ist an sich auch erst einmal nicht verkehrt, jedoch
tun diese selbsternannten Umweltschützer_innen so, als ob alle Menschen
gleich viel zum Klimawandel beitragen würden.
Dass das absoluter Schwachsinn ist, hat zuletzt eine Studie aus dem Climate
Accountability  Institute  im  US-Bundesstaat  Colorado  bewiesen.  Demnach
werden 63 Prozent der durch den Menschen verursachten Kohlendioxid- und
Methan-Emissionen von  allein  90  großen Unternehmen ausgestoßen.  Die
Chefs dieser Monopolkonzerne würden wahrscheinlich alle in ein einziges
großes  Flugzeug  passen  aber  sind  für  den  Großteil  der  globalen
Klimakatastrophe verantwortlich. Mit von der Partie sind alte Bekannte wie
BP, ChervronTexaco, Total, Gazprom, Exxon Mobil oder RWE, also vor allem
die Energie-, Kohle- und Ölbranche. Und diese Unternehmen haben ihren
Sitz auch zufällig nicht gleichmäßig verteilt in allen möglichen Ländern der
Welt sondern ausschließlich in den reichsten Nationen. Doch das ganze Spiel
wird noch abstruser: Nicht nur, dass der Großteil des Klimawandels auf das
Konto  einiger  weniger  Nationen  geht,  die  auch  noch  Milliardengewinne
damit einfahren, die Kosten und Folgen dieser Katastrophe müssen vor allem
die  Länder  tragen,  die  nichts  von  den  Gewinnen  abkriegen.
Überschwemmungen,  Artensterben  und  Dürreperioden  sind  da  erst  der
Anfang. Es ist nicht nur der durch Treibhausgase verursache Klimawandel,
mit  dem die imperialistischen Monopolkonzerne die Lebensgrundlage des
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Restes der Welt untergraben. Durch die wirtschaftliche Abhängigkeit, in der
die ehemaligen Kolonialmächte ihre Ex-Kolonien bis heute halten, spielt in
diesen  häufig  die  Landwirtschaft  eine  große  Rolle.  Vor  allem  zur
Selbstversorgung, aber auch für den Export von sogenannten Cash-Crops,
also landwirtschaftliche Anbauprodukte, die nicht direkt als Nahrungsmittel
für  Menschen  verwendet  sondern  in  imperialistische  Nationen  exportiert
werden, wie z.B. Soja als Futtermittel für Rinder oder Mais zur Erzeugung
von  Biogas.  Diese  Art  der  Ausbeutung  führt  zu  Wirtschaftskrisen,
Hungersnöten und Wüstenbildung. Möglich macht’s das massive Aufkaufen
von Land durch riesige Agrarkonzerne (auch „landgrabbing“ genannt). Die
somit  entstehenden  Monokulturen  und  die  damit  einhergehende
Überbeanspruchung der Böden führen nicht nur zu massivem Artensterben
sondern  auch  zu  Bodendegradation  und  Desertifikation.  Das  meint  die
langfristige  Verschlechterung des  Zustandes  des  Bodens und somit  auch
seiner Nutzbarkeit. Die Monokulturen entziehen dem Boden Jahr für Jahr
dieselben Stoffe, bis dieser völlig ausgelaugt ist und vergiften ihn zusätzlich
durch Dünger und Pestizide.
Laut UNO-Statistiken müssen bereits jährlich rund 26 Millionen Menschen
aufgrund  des  Klimawandels  fliehen.  Für  das  Jahr  2050  wird  davon
ausgegangen,  dass  diese  Zahl  auf  mindestens  200  Millionen  Menschen
ansteigen wird. Diese Menschen versuchen meistens in die Länder zu fliehen,
die  mit  ihrer  schädlichen  Klimapolitik  der  Grund  sind,  warum  diese
Menschen fliehen mussten. Nur wird ihre Fluchtursache auch nicht rechtlich
anerkannt, sodass sie häufig als sogenannte „Wirtschaftsflüchtlinge“ wieder
abgeschoben werden.
Während  die  wirtschaftlich  führenden  imperialistischen  Nationen  einen
Großteil  der  weltweiten  Treibhausgasemissionen  produzieren,  halten  sie
andere Länder,  die sie ehemals kolonialisiert  haben, in Abhängigkeit,  als
Reservoir für billige Arbeitskräfte,  als Rohstofflager und als Mülldeponie.
Noch  dazu  blockieren  sie  Wissenschaft  und  technischen  Fortschritt  zu
umweltfreundlichen Energie- und Transporttechniken, um die wirtschaftliche
Monopolstellung ihrer Energie- und Automobilkonzerne nicht zu gefährden.
Im Folgenden wollen wir uns nur 3 halbkoloniale Länder anschauen, in denen
die  Klimapolitik  der  imperialistischen  Nationen  bereits  heute  zu
katastrophalen  Folgen  führt,  anschauen:



1.  Bangladesch  liegt  geographisch  in  einer  Region  die  jährlich  von
Starkregenereignissen  heimgesucht  wird,  den  Monsunen.  Diese  bringen
Massen  an  Niederschlag  vom  indischen  Ozean  und  regnen  vor  dem
Himalaya-Gebirge wieder ab. Hinzu kommt jetzt noch, dass Bangladesch von
einem  Flussdelta  beherrscht  wird.  Das  Zusammenspiel  dieser  beiden
Faktoren  führt  dazu,  dass  jährlich  mit  riesigen  Überschwemmungen  zu
rechnen  ist,  die  auch  weitreichende  Folgen  haben,  da  das  Land  in  den
meisten Regionen auch relativ flach ist. Steigt nun der Meeresspiegel durch
die abschmelzenden Polkappen, steigen einerseits die Flüsse weiter an und
andererseits  verstärken  sich  die  Monsune,  da  mehr  Wasser  in  der
Atmosphäre  kondensiert  und  so  auch  wieder  abregnen  kann.  Diese
Umweltkatastrophen zwingen jährlich rund 250.000 Menschen zur Flucht, da
entweder keine Landwirtschaft mehr betrieben werden kann oder sie ihre
Häuser in der Flut verlieren. Es sind vor allem die ärmsten Menschen, die in
den Küstenregionen wohnen, kein Geld für feste Häuser haben oder die von
der  Landwirtschaft  leben  und  deren  Existenz  damit  zerstört  wird.  In
Bangladesch leben insgesamt über 160 Millionen Menschen, die bis zum
Ende  des  Jahrhunderts  wahrscheinlich  alle  ihre  Heimat  verloren  haben
werden. Einige Prognosen gehen sogar davon aus, dass bis 2030 das Land
fast  komplett  verschwunden  sein  wird.  Zurzeit  werden  erste
Schutzmaßnahmen in Form von Deichen vorgenommen, aber wer sich eine
Karte des Landes anschaut, wird schnell zu der Schlussfolgerung kommen,
dass diese Prävention eher wenig ausrichten kann.

2.  Ein  anderes  Problem findet  sich  beispielhaft  in  Ägypten  und  betrifft
ebenfalls Wasser als Komponente. Der Nil ist schon seit Jahrtausenden von
Interesse für die Menschen und war immer Bestandteil der Landwirtschaft in
Ägypten und den anderen Staaten, die der Nil durchfließt. Vor allem dient er
der  Bewässerung.  Dafür  muss  der  Fluss  durch  die  anhaltende
Bodenzerstörung nun immer stärker ausgebeutet werden. Dafür wurden nun
viele  Kanäle  gebaut,  mit  denen  das  Wasser  zur  Bewässerung  von
monokulturellen Plantagen durch das Land geleitet wird. Ähnliches geschah
schon einmal am Aralsee, der bis heute fast 90% seiner Fläche verlor. Um ein
ähnliches  Schicksal  mit  dem  Nil  zu  verhindern,  baute  man  daraufhin
Staudämme.  Allerdings  werden  für  die  Dämme  wiederum  immer  mehr



Flächen  überschwemmt  und  dort  lebende  Menschen  werden
zwangsumgesiedelt  oder  müssen  fliehen.

3.  Für das letzte Beispiel  bleiben wir  in Afrika:  Im Kongo wird seit  der
Kolonialisierung  durch  Belgien  die  Bevölkerung  und  der  Regenwald
ausgebeutet, insbesondere für seine Bodenschätze, wie Kupfer, Gold, Coltan
und  Kobalt.  Zwar  sind  die  Belgier  seit  fast  60  Jahren  nicht  mehr  die
Kolonialherren,  allerdings  blieb  der  Bedarf  an  Rohstoffen  in  den
imperialistischen  Ländern  und  somit  übernahmen  nur  die  großen
Monopolkonzerne  das  Ruder.  Die  direkte  Herrschaft  der  Kolonialtruppen
wurde  wie  in  den  meisten  ehemaligen  Kolonien  nur  in  die  indirekte
Herrschaft der Handelsverträge, Kredite und Staatsschulden umgewandelt.
Besonders Coltan und Kobalt sind heutzutage in der High-Tech Produktion
sehr relevant, z.B. für Akkus. Da die Monopolkonzerne möglichst hohe Profite
erzielen müssen, sparen sie wo es nur geht. Die Rohstoffe werden deshalb
nicht  von großen Baggern ausgebuddelt,  sondern von meist  sehr  jungen
Arbeiter_innen  in  engen  Minen,  die  dafür  Hungerlöhne  bekommen  und
keinerlei  Arbeitsschutz  erhalten.  Wieder  an  der  Oberfläche  angekommen
wird das Erz mit hochgiftigem Quecksilber gewaschen und anschließend im
nächsten  Fluss  entsorgt.  Die  ganzen  Schadstoffe  gelangen  so  in  das
Grundwasser. Damit werden nicht nur Pflanzen und Tiere verseucht, sondern
auch  die  Menschen,  die  sowohl  ihr  Trinkwasser  aus  den  Flüssen  oder
Brunnen beziehen oder deren Nahrungsmittel  in  den Regionen angebaut
wurden.  Letztendlich  gelangen  die  Schadstoffe  auch  in  die  Meere  und
Ozeane, in denen die Flüsse münden. Der Kongo ist da nur eins von sehr
vielen Beispielen. Auch in imperialistischen Kriegseinsätzen kommt es zur
massiven Umweltzerstörung wie beispielsweise im Vietnamkrieg oder durch
den Einsatz von uranbeschichteter Munition im Irak-Krieg seitens der USA.

Solange NGOs und Parteien also nicht klar sagen, wer hauptsächlich für
Klimawandel  und  Umweltzerstörung  verantwortlich  ist,  unterstützen  sie
dieses System der globalen Ausbeutung von Mensch und Natur. Das ist nicht
nur ignorant und kurzsichtig sondern auch rassistisch! Wer hinnimmt, dass
ein anderer Teil der Welt für die Profite der Monopolkonzerne ausgebeutet,
abgeholzt, verseucht, überschwemmt oder in einer Wüste verwandelt wird



und damit die Lebensgrundlage der dort lebenden Menschen zerstört wird,
der oder die muss irgendwie davon ausgehen, dass das Leben der Menschen
dort weniger wert ist. Wir nehmen das nicht an und fordern, dass vor allem
diejenigen  für  den  Klimawandel  zahlen,  die  ihn  auch  verursacht  haben!
Warum sollen wir für den unnötigen Müll zahlen, den die Kapitalist_innen
tagtäglich produzieren? Das Kapital ist leider nicht zu faul, zu dumm oder
nicht weitsichtig genug, um klimaneutral zu produzieren, sodass wir sie nur
darauf aufmerksam machen müssten. Vielmehr bewegt sich der Klimawandel
komplett im Rahmen der Verwertungslogik des Kapitals. Der Kapitalismus
lässt den Monopolkonzernen auch keine andere Alternative, denn ein System,
was darauf ausgerichtet ist, immer nur mehr und mehr Profit zu generieren,
kann nicht gleichzeitig an den Grenzen der Umweltbelastung stopp machen.
Voll  im  Trend  sind  gerade  Scheinlösungen,  wie  Bio-Treibstoff,
Schadstoffzertifikate  oder  E-Autos.  Doch  das  sind  alles  nur  neue
Absatzmärkte für profitorientierte Konzerne, die auf der Suche nach neuen
Geldquellen sind. Noch dazu werden diese scheinbaren „Lösungen“ wieder
auf  dem  Rücken  der  Halbkolonien  ausgetragen,  denn  zB.  für  den  Bio-
Treibstoff für deutsche Autos wird in Brasilien Regenwald abgeholzt. Es gibt
also keinen grünen Kapitalismus und „der Markt“ wird den Klimawandel
nicht  stoppen.  Das müssen wir  schon selber  tun!  Der Kampf gegen den
Klimawandel ist deshalb untrennbar mit kollektiver Selbstorganisationen der
Betroffenen und demokratischer Planung der Wirtschaft auf internationaler
Ebene verbunden. Um die globale Ungerechtigkeit aufzuheben, müssen wir
uns  international  organisieren  und  dafür  kämpfen,  dass  die  riesigen
Agrarkonzerne  enteignet  und  alle  Schulden  der  ehemaligen  Kolonien
gestrichen werden.  Die  Monopolkonzerne  sollen  selber  für  ihre  Schäden
zahlen!  Auch  in  FridaysforFuture  müssen  wir  diese  globalen
Zusammenhänge aufzeigen und nicht den Phrasen der Grünen auf den Leim
gehen.  Gleichzeitig müssen wir  für offene Grenzen eintreten,  sodass alle
Menschen,  die vor Krieg,  Armut oder Naturkatastrophen fliehen müssen,
auch sicher nach Europa kommen können. Die riesigen Energiemonopole
müssen enteignet und unter die Kontrolle der Beschäftigten gestellt werden,
nur so können wir komplett aus fossilen Energien aussteigen. Statt E-Autos
brauchen  wir  außerdem  den  flächendeckenden  Ausbau  des  öffentlichen
Verkehrsnetzes, welches für alle kostenlos zugänglich sein muss.



Algerien-  ein  Volksaufstand
gegen das alte Regime
 

von Mo Sedlak, zuerst veröffentlicht auf http://arbeiterinnenmacht.de/

Es gibt Marionettenregierungen, und dann gibt es Abd al-Aziz Bouteflika. Der
algerische Präsident kann seit einem Schlaganfall 2014 nicht mehr sprechen
und  ist  ein  offensichtlich  machtloses  Feigenblatt  der  herrschenden
algerischen  Eliten.  Trotzdem  wurde  er  am  22.  Februar  für  eine  fünfte
Amtszeit aufgestellt. Dieser Tropfen hat das Fass in Algerien zum Überlaufen
gebracht: Seitdem gehen Millionen auf die Straßen. Sie kämpfen gegen weit
mehr als die mittlerweile zurückgezogene Kandidatur, nämlich gegen extrem
ungleich  verteilten  Reichtum  und  eine  kaum  versteckte  Diktatur  von
MilliardärInnen,  ManagerInnen  und  Militärs.

Charakter, Erfolg, Aufgaben
Die bisherigen Erfolge der algerischen Bewegung unterstreichen die zentrale
Rolle  der  ArbeiterInnen  und  Jugendlichen  in  sozialen  und  politischen
Kämpfen. Die Mehrheit der Bevölkerung ist jünger als 30 Jahre. Sie hatte die
Massendemonstrationen dominiert.  Und obwohl Teile der Gewerkschaften
der herrschenden Nationalen Befreiungsfront FLN die Treue halten, wurde
Bouteflikas  Kandidatur  genau am 11.  März  zurückgezogen,  nachdem die
Kampagne  für  einen  Generalstreik  immer  mehr  Fahrt  aufnahm.  Dafür
wurden die Wahlen auf unbestimmte Zeit verschoben, was die Bewegung
weiter  anstachel t .Auch  die  VeteranInnen  der  a lger ischen
Befreiungsbewegung  aus  den  1960er  Jahren  mobilisieren  gegen  die
herrschende  Ein-Parteien-Ordnung,  die  den  Namen  der  antikolonialen
KämpferInnen,  der  FLN  für  sich  beansprucht.  Aber  auch  Teile  der
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KapitalistInnen und des  Staatsapparats  haben sich  von ihrer  ehemaligen
Marionette distanziert. Kleine Gewerbetreibende nahmen am Generalstreik
am 22. März teil und der Armeechef verkündete, das Militär werde auf Seiten
der protestierenden Bevölkerung stehen. Das ist natürlich unrichtig – die
Freitagsdemonstrationen richten sich gegen das ganze herrschende System
aus OligarchInnen, ÖlmanagerInnen und Staatsapparat. Es zeigt aber, wie
vie l  Angst  d ie  Generalstreikforderung  und  die  anhaltende
Massenmobilisierung den Herrschenden einjagt. Die Bewegung in Algerien
ist  ein  Massenaufstand  gegen  ein  System,  das  exemplarisch  für  den
kapitalistischen  Imperialismus  steht.  Trotz  der  Weigerung  der
Gewerkschaften  und  des  Unvermögens  der  Linken,  die  Bewegung
anzuführen,  treiben  Jugendliche,  ArbeiterInnen,  Arme  und  unteres
Kleinbürgertum  den  Kampf  voran.  Mit  ihren  weitestgehend  friedlichen
Massendemonstrationen  haben  sie  dem  Regime  bereits  Niederlagen
zugefügt.

Gleichzeitig  fehlt  eine Organisierung,  die  mehr als  die  Überwindung der
himmelschreiendsten Ungerechtigkeiten bringen kann. Die Gefahr besteht,
dass  die  Bewegung  wie  in  Ägypten,  Tunesien  und  Libyen  in  einem
konterrevolutionären Rückschlag vernichtet wird. Aber selbst wenn das nicht
eintreten sollte,  wird auch die  Einführung einer  formaleren bürgerlichen
Demokratie  die  Grundprobleme  der  Bevölkerung  nicht  lösen.  Für  eine
darüber  hinausgehende  Perspektive,  in  der  die  Macht  und  der  relative
Reichtum im Land in den Händen der ArbeiterInnen liegt,  fehlt aber die
Organisation, um sie umzusetzen. So eine Organisation zu schaffen und den
Aufstand nicht versanden zu lassen, ist heute die wichtigste Aufgabe.

Die FLN
Die  heute  herrschende  FLN  (Nationale  Befreiungsfront)  führte  den
Unabhängigkeitskampf  gegen Frankreich  an,  der  1962 gewonnen wurde.
Davor  begingen  die  BesatzerInnen  vor  allem  seit  dem  Erstarken  der
Bewegung ab 1945 brutale Massaker mit insgesamt Hunderttausenden oder
sogar mehr als einer Million Toten. Folter, Massenhinrichtungen und das
Zerstören  ganzer  Dörfer  gehörten  zur  französischen  Strategie.  Der  Sieg



gegen die UnterdrückerInnen war ein zentraler antiimperialistischer Erfolg
des 20. Jahrhunderts. Gleichzeitig etablierte sich der algerische bürgerliche
Nationalismus  als  neue  Herrschaft.  Die  heldenhaft  und  aufopfernd
Kämpfenden unter den algerischen ArbeiterInnen und Armen fanden sich in
einem nationalen Kompromiss und einer bürgerlichen Herrschaft wieder. Die
Rolle der Guerilla wurde hervorgehoben, die Arbeits-  und Straßenkämpfe
wurden dagegen heruntergespielt.

Entwicklung der Regimes
Dabei hatten sie eine zentrale Rolle gespielt:  Ab Mitte der 1950er Jahre
erschütterten eintägige Streiks die algerische Kolonie und das französische
Festland. 1955 besetzten Soldaten, die nicht gegen die algerische Bewegung
eingesetzt werden wollten, ihre Kaserne. Als die Polizei vorrückte, schlossen
sich mehrere Tausend ArbeiterInnen den Straßenkämpfen an. In Algerien
waren es  vor  allem HafenarbeiterInnen,  deren Kämpfe bis  hin  zu einem
gemeinsamen Generalstreik mit tunesischen ArbeiterInnen 1956 eskalierten.
Leider spielten linke Organisationen nicht immer eine rühmliche Rolle. Es
waren  französische  SozialdemokratInnen  der  alten  SFIO  (Französische
Sektion der ArbeiterInneninternationale, d. h. der II. Internationale) unter
Guy Mollet, die den terroristischen Ausnahmeberechtigungsakt, der Folter
und  Erschießungen  zur  Folge  hatte,  durchsetzten.  Die  Französische
Kommunistische  Partei  (PCF)  und  die  UdSSR  unter  Chruschtschow
k o o p e r i e r t e n  m i t  d e  G a u l l e  i n  s e i n e m  v e r l o g e n e n
„Selbstbestimmungsprozess“  ab  1959,  dem  noch  3  Jahre  brutaler  Krieg
folgten. Die Vierte Internationale unter Michel Pablo verharmloste derweil
die bürgerlich-nationalistische FLN-Regierung unter Ben Bella. Pablo trat ihr
sogar  als  Minister  bei,  statt  eine  unabhängige  Organisation  der
ArbeiterInnen aufzubauen und die Revolution voranzutreiben. Nach wenigen
Jahren Unabhängigkeit gelang es der FLN-Fraktion um Houari Boumedienne
und der Nationalen Volksarmee ANP 1965, die Macht in einem Putsch an
sich zu reißen. Auf den Putsch folgte ein Ein-Parteien-Regime, ein korruptes
Netz aus Staatsapparat, Ölbranche und Militär. Ab den 1980er Jahren zeigte
der  FLN-Nationalismus  sein  grausames  Gesicht,  als  der  Widerstand  der
BerberInnen-Bevölkerung  gegen  die  Unterdrückung  ihrer  nationalen



Identität  brutal  niedergeschlagen  wurde.  Ihnen  wurden  alle  kulturellen
Veranstaltungen untersagt,  der Anti-BerberInnen-Chauvinismus wurde zur
ideologischen Stütze des Regimes. 1988 kam es zu einem Aufstand gegen die
FLN, die unter dem Druck dieser Proteste Wahlen für 1991 ansetzte. Als sich
ein Sieg der islamistischen „Islamischen Heilsfront“ FIS abzeichnete, wurden
die  Wahlen  abgebrochen.  Es  kam  zu  einem  blutigen  BürgerInnenkrieg
zwischen FLN und FIS, in dem mehr als hunderttausend Menschen starben.
Es sollte nicht unerwähnt bleiben, dass die FLN selbst ab 1976 versuchte,
den  Islam in  der  Verfassung  zu  verankern,  und  damit  die  islamistische
Kanalisierung der Unzufriedenheit quasi vorprogrammierte.

Es  war  der  heutige  Marionettenpräsident  Bouteflika,  1999  vom  Militär
eingesetzt, der einen Versöhnungsprozess anstieß und die FLN-Herrschaft
stabilisierte. Ab 2002 führte er umfassende Privatisierungen durch. Damit
zerstreute  er  die  Illusionen,  die  auch  manche  Linke  in  den  angeblichen
„ArbeiterInnenstaat“  Algerien  hegten,  die  auf  nichts  mehr  als  ein  paar
Zugeständnissen  an  besonders  gut  organisierte  FabrikarbeiterInnen  und
einer  staatskapitalistischen Industriepolitik  basierten.  Nach ökonomischer
oder demokratischer Kontrolle durch die ArbeiterInnenklasse konnte unter
der FLN lange gesucht werden.

Massive Ungleichheit
In  Algerien  besitzt  das  reichste  Zehntel  der  Bevölkerung  80  %  des
Vermögens. Zum Vergleich: In Österreich, nicht gerade einem Vorreiterland,
was gleiche Vermögensverteilung angeht, sind es etwas über 50 %. Vor allem
die Renten aus dem Öl- und Gasgeschäft, das etwas weniger als ein Drittel
des Bruttoinlandsprodukts ausmacht, gehen an die mit der FLN verbundenen
Eliten. Die Arbeitslosenrate liegt bei etwa 6 %, unter Jugendlichen bei fast 24
%. Die Unzufriedenheit nimmt derweil nicht ab. Seit dem Beginn der Proteste
waren Schätzungen zufolge 10-15 Millionen auf der Straße. In Algerien leben
etwa 41 Millionen Menschen. Seit  mehreren Wochen gibt es umfassende
Bildungsstreiks.  Die  Generalstreikwelle  konnte  ursprünglich  mehrere
Hunderttausende  mobilisieren.  Auch  die  besonders  privilegierten  und
speziell von Repression betroffenen ArbeiterInnen der Ölindustrie legten die



Arbeit  nieder.  Trotzdem  dürfte  die  Streikbewegung  abschwellen,  nicht
zuletzt  weil  die Gewerkschaftsbewegung ihre teilweise Loyalität  zur FLN
nicht  abgelegt  hat.  Die  Erfolge,  auf  denen  eine  algerische  Revolution
aufbauen  könnte,  sind  ebenso  offensichtlich  wie  deren  Hindernisse.  Die
ArbeiterInnenklasse hat  ihre Macht  bewiesen und dürfte  sich ihrer  auch
bewusst werden. Sie muss sie jetzt in Organisationsformen unabhängig vom
Regime gießen und die Gewerkschaften auf einen radikalen Oppositionskurs
zwingen. Eine Partei, die den Aufstand in die Revolution übergehen lässt,
kann ArbeiterInnen, Jugendliche und arme Bäuerinnen und Bauern vereinen
und die Macht erobern.

Gleichzeitig  werden  in  Algerien  die  Lehren  der  permanenten  Revolution
offensichtlich, die Leo Trotzki als erster systematisch ausformuliert hat. Im
Widerspruch  zwischen  entwickelten  kapitalistischen  Klassenverhältnissen
und  Machtstrukturen  abseits  der  bürgerlichen  Demokratie  kann  nur  die
ArbeiterInnenklasse  die  Aufgaben  einer  bürgerlich-demokratischen
Revolution  durchführen.  Sie  muss  sie  aber,  wenn  sie  die  demokratische
Revolution mit der Macht in den Händen vollenden will, zur sozialistischen
Revolution weiterführen.

Permanente Revolution
Das  bedeutet,  dass  die  ArbeiterInnenklasse  selbst  demokratische
Forderungen – nach Organisationsfreiheit, Gleichheit von Mann und Frau,
Selbstbestimmungsrecht  für  nationale  Minderheiten,  Abschaffung  des
Präsidialsystems,  Einberufung  einer  verfassunggebenden  Versammlung  –
aufstellen  muss,  um  die  Masse  der  Lohnabhängigen,  der  Bauern-
/Bäuerinnenschaft,  der  städtischen  und  ländlichen  Armut  für  sich  zu
gewinnen.  Doch selbst  die demokratischste Konstituierende Versammlung
wird  die  Frage  nicht  lösen,  welche  Klasse  herrscht.  Daher  müssen
RevolutionärInnen für eine ArbeiterInnen- und Bauern-/Bäuerinnenregierung
kämpfen, die sich auf Räte und bewaffnete Milizen stürzt. Der bürgerliche
Staatsapparat muss zerschlagen, die einfachen Soldaten für die Revolution
und  zur  Bi ldung  von  Soldatenräten  gewonnen  werden.  Eine
ArbeiterInnenregierung muss unmittelbar die demokratischen und sozialen



Forderungen der Massen durch ein Notprogramm zu Linderung der Not und
sozialen  Ungleichheit  angehen.  Dies  ist  freilich  nur  möglich  durch  die
Enteigung  der  Superreichen  und  großen  Unternehmen  unter
ArbeiterInnenkontrolle und das Erstellen eines demokratischen Plans. Die
größte Fallgrube ist hier die Allianz mit den Bürgerlichen und der Eliten, die
sich jetzt von Bouteflika abwenden, wo seine Niederlage glasklar geworden
scheint. Sie versuchen mit Wahlverschiebung und ähnlichen Manövern den
Aufstand versanden zu lassen. Die Emeute in Algerien zeigt: Eine Revolution
im  21.  Jahrhundert  ist  möglich.  Sie  ruft  aber  auch  die  Fehler  des  20.
Jahrhunderts, die Kapitulation vor den Bürgerlichen und die Führungskrise
der ArbeiterInnenklasse wieder in Erinnerung. Es muss gelingen, aus den
Niederlagen zu lernen und die objektiven Möglichkeiten in zukünftige Siege
umzuwandeln.

Planwirtschaft vs. Ökokommune
 von Marcel Möbius & Felix Ruga

Das  globale  System des  Kapitalismus  muss  trotz  einer  begrenzten  Erde
ständig  für  Wirtschaftswachstum  sorgen.  Dessen  Ursache  liegt  in  der
allgemeinen  Konkurrenz,  in  der  jedes  Unternehmen  sowie  auch  jede
Volkswirtschaft wachsen muss, um im Rennen um die Märkte und Profite
einen Vorteil zu erhaschen oder zumindest nicht hinten runterzufallen. Dabei
dient die Natur in Verbindung mit menschlicher Arbeit als eine Quelle des
ausbeuterischen Wachstums. Die daraus folgende Zerstörung der Umwelt
und Verknappung der Ressourcen stellt uns heute vor eine entscheidende
Frage: Wie können wir mit der Erde in Einklang leben?

Die ökologische Kommune und ihre Probleme
Innerhalb  der  ökologischen  Bewegung,  wie  Beispielsweise  Fridays  For
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Future werden dabei Konzepte diskutiert,  die darauf setzen, eine eigene,
nachhaltige  Produktion  aufzubauen.  Die  Organisation  ist  höchst
unterschiedlich und reicht von lockeren Konzepten solidarischer Ökonomie
(Umsonstläden,  Demeter-Landwirtschaft,…)  bis  zur  Gründung  einer
g e m e i n s a m e n  ö k o l o g i s c h e n  K o m m u n e .  D a s  s i n d  k l e i n e
Lebensgemeinschaften, in denen versucht wird, möglichst unabhängig vom
Kapitalismus  gemeinsam  nachhaltig  Lebensmittel  und  andere
Gebrauchsgüter  zu  produzieren  und  zu  konsumieren.  Auch  wird  dort
versucht,  die  Hausarbeit  im kleinen Rahmen unter  allen Mitgliedern der
Kommune aufzuteilen.Die Ökokommune hat eine lobenswerte Absicht, aber
auch sehr enge Grenzen. Deswegen wollen wir hier Kritik daran üben:

– Die Ökokommune stellt einen Rückzug in die ländliche Abgeschiedenheit
dar.  Im Endeffekt hat die Kommune einen individualistischen Ansatz und
keinen revolutionären, global verändernden. Sie stellt eine Zuflucht aus der
kapitalistischen Produktionsweise für Einzelne dar. Dies ist vergleichbar mit
alternativen  Wohnprojekten  im  Kiez.  In  beiden  Fällen  versuchen  sich
Menschen im individuellen Rahmen an der Suche nach alternativen Formen
des Zusammenlebens. Allerdings bricht das weder den global herrschenden
Kapitalismus, noch bietet es die Lösung für die großen Fragen, vor denen die
Menschheit in der modernen Zeit steht. Hierzu gehört die Versorgung der
gesamten Menschheit  mit  Nahrungsmitteln,  die  Lösung der  ökologischen
Katastrophen und auch die Schaffung von Wohnraum für alle Menschen. So
wird dann schließlich auch die Ökokommune doch noch von den Folgen des
Klimawandels eingeholt. Ähnlich wie die städtischen Kiezprojekte sind die
Ökokommunen Ausdruck einer privilegierten Gesellschaftsstellung. Für arme
Bauern und Bäuer_Innen in den Halbkolonien, die nicht mal ihr eigenes Land
besitzen,  vom Großgrundbesitz  abhängen  und  permanent  am Rande  der
Existenz  stehen,  ist  die  Ökokommune  nicht  zu  verwirklichen.  Wenn  in
Ostafrika  eine  Dürre  einbricht,  verlieren  arme  Landwirt_Innen  oft  zu
Tausenden  ihre  Lebensgrundlage,  während  Mitglieder  hießiger
Ökokommunen  bei  Ernteverlust  einfach  in  den  Markt  gehen  und
Lebensmittel  kaufen  könnten.

–  Die  Ökokommune  ist  nur  auf  reaktionäre  Art  verallgemeinerbar.  Eine



Versorgung der gesamten Menschheit  ist  ohne Industrie und technisierte
Landwirtschaft nicht möglich. Auch die Ökokommune ist auf die Erzeugnisse
der Industrie angewiesen, will sie nicht das Rad der Zeit zurückdrehen. Ohne
Rohstoffe wie Eisen, ohne die öffentlichen Verkehrsmittel, ohne medizinische
Versorgung, ohne die Straßen, Maschinen und digitale Netze würde man
zugegebenermaßen auf  einen  kleinen  ökologischen  Fußabdruck  kommen,
aber man würde auch früher oder später ein Leben wie in der Steinzeit
führen,  was harte Arbeit  und permanenter Mangel bedeutet.  Man würde
nicht mit der Natur in Einklang leben, sondern man wäre wieder ihr Knecht
wie in der Zeit vor jeder Zivilisation.

–  Es  ist  zudem  fragwürdig,  ob  Ökokommunen  den  kleinst  möglichen
ökologischen Fußabdruck haben. Das Produktionskonzept in Ökokommunen
kann  teilweise  mit  dem  Manufakturwesen  verglichen  werden,  was  im
Vergleich zur Industrieproduktion extrem ineffizient ist, da die Arbeitsteilung
und  die  Verwertbarkeit  großer  Maschinen  in  kleinen  Betrieben  deutlich
schlechter  funktioniert.  Das  wirkt  sich  auch  auf  den  ökologischen
Fußabdruck negativ aus. Im Grunde geht es für die Menschheit auch gar
nicht  um  einen  kleinst  möglichen  Fußabdruck,  sondern  um  ein
ausgeglichenes Mensch-Natur-Verhältnis. Das kann nur eine demokratische
Planwirtschaft bewerkstelligen, was wir kurz skizzieren wollen.

Demokratische und weltweite Planwirtschaft
In der demokratischen Planwirtschaft wird die Wirtschaft so geplant, dass die
Bedürfnisse der gesamten Menschheit im Einklang mit der Natur befriedigt
werden. Das ist gerade erst durch die demokratische Planung möglich, denn
nur eine Planwirtschaft kann überhaupt die vorhandenen Bedürfnisse und
vorhandenen Ressourcen erfassen und sinnvoll verteilen. Nebenbei meinen
wir  damit  auch  nicht  die  bürokratische  Variante  der  Planwirtschaft  der
UdSSR,  bei  der  ein  paar  Apparatischiks  in  miefigen  Büros  über  die
Arbeiter_Innenklasse  bestimmte,  sondern  wir  meinen,  dass  die
Arbeiter_Innen selbst demokratische Ausschüsse zur Planung der Produktion
bestimmen. Was könnte man dabei dann konkret umsetzen?

Im  modernen  Kapitalismus  wird  die  sogenannte  geplante  Obsoleszenz



angewandt,  also  dass  Produkte  ein  künstlich  eingebautes  Ablaufdatum
haben, an dem sie kaputt gehen und der Verbraucher dann sein Geld wieder
für ein neues Produkt ausgibt und somit neue Umsätze generiert werden
können. Da es in der Planwirtschaft jedoch um Bedürfnisse und nicht Profite
geht,  macht das dort  keinen Sinn.  Man kann dann qualitativ  hochwertig
produzieren und dies  mit  einer  maximal  möglichen Nutzungsdauer.  Dies
würde extrem viel Ressourcen und Energie sparen. Dazu kommt noch eine
Effektivierung  der  Transportwege  und  Rationalisierung  zur  notwendigen
Produktion. Dadurch würden nicht nur Ressourcen, sondern auch die Zeit
der Menschen gespart, wenn nur noch die Arbeit ausgeführt wird, die für die
Bedürfnisbefriedigung der Menschheit notwendig sind. Somit wäre z.B. die
Werbebranche und ein Gros der Bürokratie unnötig. Dazu kommt, dass durch
die Übersicht in den Bedürfnissen und der Zusammenarbeit innerhalb der
Produktion man dafür sorgen könnte, dass möglichst wenig weggeschmissen
wird.  Unnötiges  Verpackungsmaterial  und  Werbung  müsste  nicht  mehr
produziert werden. So könnte man sehr viel Plastik sparen. Und zu guter
Letzt könnte all den Menschen eine neue Perspektive geboten werden, die
dazu gezwungen sind, die Umwelt und ihre eigene Gesundheit und Zukunft
zu missachten, weil sie Berufe als Sojabäuer_In im Regenwald, Arbeiter_In in
Braunkohlegruben oder Pilot_In bei Ryanair ausüben.

Diese  Perspektive  ist  für  uns  nichts,  was  irgendwann  in  der  Zukunft
stattfindet. Schon heute fordern und kämpfen wir für einen Ausstieg aus der
Braunkohleverstromung, der demokratisch von der Arbeiter_Innenklasse und
vor allem den Arbeiter_Innen des Energiesektors gestaltet wird. Auch die
sogenannte  Verkehrswende  geht  für  uns  nur  durch  Enteignung  der
Automobil-  und  Transportindustrie  unter  Arbeiter_Innenkontrolle.  So
schlagen  wir  die  Brücke  zu  einer  sozialistischen  Gesellschaft,  die  die
Umweltfrage global löst – und das nicht auf dem Kleinacker einer Kommune
versucht.



Fridays  for  Future:
Systemwechsel  statt
Klimawandel!
von Jan Hektik

Hunderttausende  SchülerInnen  streiken  und  demonstrieren  Freitag  für
Freitag  weltweit  gegen  die  drohenden,  katastrophalen  Folgen  des
Klimawandels.  Allein  am 15.  März,  dem bislang  größten  internationalen
Aktionstag, beteiligte sich über eine Million Jugendliche in mehr als 100
Ländern. Allein in Deutschland hatten rund 300.000 Besseres zu tun, als in
die  Schule  zu gehen.  In  zahlreichen anderen europäischen Hauptstädten
waren Zehntausende auf den Beinen: 50.000 in Paris,  30.000 in Brüssel,
25.000  in  Berlin.  Die  Dynamik  und  die  Stärken  der  Bewegung,  ihr
unglaubliches Potential liegen auf der Hand. Erstens greift sie ein reales
Menschheitsproblem auf, eine der großen Überlebensfragenfragen des 21.
Jahrhunderts.  Zweitens  agiert  die  Bewegung  als  internationale,
grenzübergreifende  Kraft.

Entstehung
„Fridays for Future“ entstand um die Aktivistin Greta Thunberg, die sich sehr
medienwirksam  gegen  den  Klimawandel  ausgesprochen  hat  und
PolitikerInnen  regelmäßig  zum  entschiedenen  Handeln  auffordert.  Ihre
Initiative stieß, sicherlich für viele überraschend, weltweit auf Widerhall. Seit
Monaten ist sie ständig angewachsen mit einem vorläufigen Höhepunkt am
15. März. Weitere bundesweite und internationale Aktionstage sind geplant,
der nächste am 26. April. Außerdem ist für den 27. September ein weltweiter
Generalstreik  (Earth  Strike)  gegen  Klimawandel  im  Gespräch.Damit
übertrifft sie schon jetzt die Bildungsstreikbewegung vor einigen Jahren, die
in Deutschland auf ihrem Höhepunkt 200.000 bis 300.000 SchülerInnen und
Studierende mobilisierte. Die großen Proteste sind von einer starken Neugier
und einem Willen gekennzeichnet, die Welt mit dem Wissen zu verändern,
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dass es bald zu spät sein könnte. Damit bietet sie unglaubliche Potentiale,
vor allem, weil die führenden bürgerlichen PolitikerInnen in der Zwickmühle
stecken.  Einerseits  sind  die  Ängste  der  Fridays-for-Future-Bewegung gut
begründet. Nur fanatische und phantastische Rechte wie Trump oder die AfD
können sie als „Klimaschwindel” oder Panikmache abtun – und zeigen damit
einmal  mehr,  welches  Sicherheitsrisiko  diese  Leute  für  die  Menschheit
darstellen. Der Mainstream der bürgerlichen Politik hingegen hat erkannt,
dass  die  Bewegung  breit  aufgestellt  ist,  so  dass  man  sie  nicht  einfach
diffamieren kann.  Dabei  spielen Kanzlerin  Merkel  oder  Umweltministerin
Schulze ein doppeltes Spiel. Einerseits sehen sie sich gezwungen, sich positiv
auf die Bewegung zu beziehen, andererseits müssen sie aber auch dafür
sorgen, dass sie folgenlos bleibt. Schließlich soll der Klimaschutz die heiligen
Profite  der  deutschen  Energie-  und  Autoindustrie  nicht  gefährden.
Schließlich  sollen  die  Kosten  für  die  Klimakatastrophe  und  etwaige
Reparaturmaßnahmen  nicht  die  Konzerne,  sondern  die  Masse  der
Bevölkerung  zahlen.  Nicht  die   imperialistischen  Mächte,  die
HauptverursacherInnen  der  Umweltprobleme,  sondern  die  ArbeiterInnen,
BäuerInnen und die Länder der sog.  „Dritten Welt”  sollen die Hauptlast
bürgerlicher „Umweltpolitik” schultern.

Eine Sache für Profis?
So versuchen sich PolitikerInnen wie Angela Merkel oder Lindner in einem
Spagat. Sie lösen das Problem wie folgt: Während sie sich für die Ziele der
Bewegung aussprechen, kritisieren sie das Fernbleiben von der Schule und
versuchen  den  Protest  über  die  Thematisierung  von  Nebensachen  zu
delegitimieren.  So  FDP-Vorsitzender  Lindner:  „Von  Kindern  und
Jugendlichen kann man aber nicht erwarten, dass sie bereits alle globalen
Zusammenhänge,  das  technisch Sinnvolle  und das ökonomisch Machbare
sehen,  das  ist  eine  Sache  für  Profis“.Eine  Sache  für  Profis  also,  Herr
Lindner?  Was  haben  diese  sogenannten  Profis  denn  bitte  in  Sachen
Klimaschutz in  den letzten 50 Jahren erreicht? Nichts!  Diese Profis  sind
entweder nicht fähig oder nicht gewillt, etwas zu ändern und wir haben keine
Zeit mehr, darauf zu warten, dass auch VW erkennt, dass man auf einem
zerstörten Planeten niemanden findet, der Autos kauft. Wir könnten einen



Dreijährigen mit der Lösung dieser Aufgabe beauftragen und er könnte nicht
weniger Sinnvolles zum Klimaschutz beitragen als die ExpertInnen und Profis
des Herrn Lindner! JedeR RevolutionärIn muss Fridays for Future gegen
solche bevormundenden und herabwürgenden Aussagen verteidigen! Alleine
der mediale Rummel um das „Schule Schwänzen“ verdeutlicht doch, dass der
Schulstreik die richtige Entscheidung war. Was sind ein paar Fehlstunden
gegen die drohende Überschwemmung und Verwüstung eines Großteils der
Erdoberfläche? Auch ein Lindner müsste das einsehen. Oder geht es ihm am
Ende  gar  nicht  darum,  sondern  um  die  Frage  der  wirtschaftlichen
Interessen? Betrachten wir seine Aussage noch einmal. Was ist eigentlich
dieses  „Ökonomisch  Machbare“?  Ökonomisch  machbar  wäre  es  ja,  z.  B.
durch die Besteuerung der Reichen, der Industrie, des Großhandels und des
Finanzkapitals  –  also  der  HauptverursacherInnen  der  drohenden
Klimakatastrophe  –  den  Ausbau  des  öffentlichen  Nahverkehrs  und  des
Fernverkehrs auf Schienen voranzutreiben und deren Benutzung kostenlos
zu  machen.  Würde  man  al leine  die  großen  Konzerne  und  die
GroßvermögensbesitzerInnen  massiv  besteuern,  wären  Milliarden  und
Abermilliarden verfügbar. Solche Maßnahmen, die sich gegen das Kapital
r ichten,  gelten  Herrn  Lindner  als  f leißigem  Lobbyisten  der
Besserverdienenden freilich als „ökonomisch nicht machbar”.  Er ist  nicht
schlauer als die SchülerInnen, die jeden Freitag auf die Straße gehen. Er und
die gesamte bürgerliche Elite vertreten vielmehr ganz andere Interessen,
nämlich die all jener, die von einem Wirtschaftssystem profitieren, das die
natürlichen Lebensgrundlagen der Menschen zerstört,  den von Menschen
verursachten Klimawandel in beängstigendem Tempo voranschreiten lässt.

Kohlekommission und Konzerninteressen
Und um zu verdeutlichen, dass für die deutsche Regierung die Interessen des
Großkapitals  wichtiger sind als  die Frage der Umwelt,  werfen wir  einen
kurzen Blick auf die sog. Kohlekommission. Allein die Bewertungsmaßstäbe
machen schon deutlich,  woher  der  Wind weht.  Es  werden hier  folgende
Maßstäbe  nebeneinander  angesetzt:  „Umweltverträglichkeit,
Versorgungssicherheit ,  Wirtschaft l ichkeit  (Bezahlbarkeit ,
Wettbewerbsfähigkeit,  Energieinfrastruktur,  Planungs-  und



Rechtssicherheit.) Das Ding ist jetzt aber Folgendes: Natürlich hat auch die
norma le  Bevö lkerung  e in  g rundsä t z l i ches  In te resse  an
Versorgungssicherheit,  Energieinfrastruktur und einer gewissen Planungs-
und Rechtssicherheit. Aber de facto sind dies alles Umschreibungen für die
Frage der Wirtschaftlichkeit (= Gewinnträchtigkeit, Profitabilität) aus Sicht
der Konzerne.  Die Stromversorgung der Bevölkerung ist  nicht  gefährdet,
wenn der Stromverbauch der Konzerne verteuert wird, wenn Subventionen
gestrichen werden,  erst  recht nicht durch einen geplanten und gezielten
Ausstieg aus umweltschädlicher Energieproduktion (Kohle,  Kernkraft).  Im
Gegenteil,  die  Wettbewerbsfähigkeit,  die  zunehmende  Konkurrenz  und
Marktwirtschaft, der Kampf um Profite führen zu größerer Unsicherheit der
Versorgung – und zugleich zu größerer Umweltunverträglichkeit. Konkret hat
die Kohlekommission den Ausstieg aus der Braunkohleverstromung für 2
Jahrzehnte „gestreckt”,  die Energiekonzerne großzügig entschädigt – und
das mit Zustimmung aller Regierungsparteien, aber auch von Grünen, FDP
und Naturschutzorganisationen wie NaBu und BUND!

Was wird gebraucht?
All  diese  Beispiele  verdeutlichen,  dass  die  Umweltfrage  die  nach  der
Organisation  der  Wirtschaft  aufwirft.  Niemand  kann  leugnen,  dass  die
Rettung der Umwelt  international  geschehen muss,  keine noch so grüne
nationale  Wirtschaftspolitik  kann erfolgreich  sein.  Weiterhin  wirft  es  die
Frage auf, welche Interessen und Bedenken zu berücksichtigen sind. Für die
deutsche Regierung sind dies offensichtlich die Profite der Großkonzerne.
Dies  zeigt  vor  allem eines:  auch  wenn  die  Linke  sich  immer  mehr  von
Klassenpolitik  verabschiedet,  die  Regierung  tut  dies  nicht!  Und  eine
Bewegung, welche die Klimakatastrophe stoppen will, muss sich deshalb auf
Klassenpolitik stützen. Die Verantwortlichen werden auf keine Apelle, Bitten
oder Ähnliches reagieren. Klimaschutz muss erkämpft werden – oder er wird
nicht stattfinden! Hierfür wäre auch ein gemeinsamer Kampf von Fridays for
Future und anderer Umweltbewegungen mit den Gewerkschaften nötig. Um
die Macht der Konzerne zu brechen und eine vernünftige, an den Interessen
der  Masse der  Bevölkerung orientierte  Politik  durchzusetzen,  braucht  es
nicht nur Demonstrationen und befristete Streiks an Schulen und Unis. Wir



brauchen politische Massenstreiks,  um die  entschädigungslose  Enteigung
der Energiekonzerne, der Großindustrie, des Verkehrswesens und anderer
zentraler Teile der Wirtschaft unter ArbeiterInnenkontrolle durchzusetzen.
Nur so kann ein nachhaltiger Plan zur Reorganisation der Produktion im
Interesse von Mensch und Umwelt durchgesetzt werden. Gleichzeitig kann
ein  effektiver  Klimaschutz  nur  stattfinden,  wenn  auch  Alternativen
geschaffen werden. Ein ausgebauter kostenloser öffentlicher Nahverkehr, die
Verlagerung der Produktion nach der Maßgabe, Transportwege zu kürzen,
die  Offenlegung  der  Geschäftsgeheimnisse  und  Patente  sind  notwendige
Maßnahmen, dies zu garantieren. Vor allem in der Frage umweltfreundlicher
Produktion ist der Kapitalismus mit seinen Patenten und der Konkurrenz um
Technologie,  Marktanteile  und  Profite  ein  Hemmnis,  welches  verhindert,
dass  die  weltweite  Produktion  unter  den  technisch  besten  und
umweltfreundlichsten  Bedingungen  stattfinden  kann.  Zweifellos  muss  für
Reformen,  erste  Schritte  und  unmittelbare  Maßnahmen  bereits  im
Kapitalismus gekämpft werden – eine endgültige Lösung bietet jedoch nur
eine weltweite demokratisch organisierte Planwirtschaft.

Was fordert Fridays for Future?
Wenn es um die Frage des Kapitalismus, der Ursachen der Umweltprobleme
geht, zeigen sich jedoch auch die Schwächen von Fridays for Future, die wir
überwinden wollen und müssen.  Zur Zeit  sehen wir  wenig davon in der
Bewegung. Viele der Aktionen und Demonstrationen beschränken sich auf
Appelle  an  „die  PolitikerInnen“,  die  Parlamente,  Regierungen  und
internationale Institutionen  wie EU, UNO. Politisch betrachtet entspricht das
der Politik der Grünen! Die Entscheidungen in Fridays for Future werden
überwiegend  von  Mitgliedern  der  Grünen,  des  BUND,  des  NaBu,  von
Greenpeace  oder  anderen  NGOs  getroffen.  Ein  Bündnis  mit  den
Gewerkschaften oder  überhaupt  einen Bezug auf  die  ArbeiterInnenklasse
streben  diese  Kräfte  nicht  an  und  die  Führung  von  Fridays  for  future
versucht mit Flyerverboten und gezieltem Vorziehen der NGO-Mitglieder auf
Ortsgruppentreffen  die  Kontrolle  über  die  Bewegung  zu  behalten.  Diese
undemokratische  und  ausgrenzende  Politik  stößt  auch  bei  vielen
AktivistInnen  auf  Unmut.  Damit  dieser  nicht  verpufft,  treten  wir  für



demokratische Strukturen für alle UnterstützerInnen von Fridays for Future,
für eine offene politische Diskussion über die Strategie und Zukunft  der
Bewegung ein. Zur Zeit ist die Bewegung zwar von linksbürgerlichen und
kleinbürgerlichen Kräften geführt. Aber das muss nicht so sein. Die Grünen
haben in den letzten Jahren immer wieder bewiesen, dass ihre Umweltpolitik
vor allem kapitalverträglich sein soll. Heute betrachten sie die Bewegung als
Mittel, möglichst viele Stimmen bei den EU-Wahlen abzugreifen und geben
sich als UnterstützerInnen der Bewegung. Doch gestern erst haben sie dem
Kohlekompromiss zugestimmt. Nach dem Ende der Großen Koalition im Bund
bilden sie womöglich mit CDU/CSU die nächste Regierung. Solche Kräfte
dürfen nicht bestimmen, wer welche Fahne bei den Demos trägt und welche
politische Richtung sie einschlägt. Von einem Kampf gegen den Kapitalismus
wollen die Grünen und die NGOs längst nichts mehr wissen. Diese Politik
steht  letztlich  im  Widerspruch  zu  den  Interessen  von  Millionen  aktiven
Jugendlichen.  Daher  treten  wir  für  eine  klassenkämpferische,
antikapitalistische Perspektive ein und tragen diese in die Bewegung. Alle
Kräfte,  die  das  auch  wollen,  sollten  sich  dazu  zusammenschließen,  um
Fridays  for  Future  zu  demokratisieren,  Basisstrukturen  an  den  Schulen
aufzubauen  und  aktiv  Bündnisse  mit  den  Gewerkschaften  zu  suchen.  In
Ländern wie Belgien und Frankreich haben Gewerkschaften zu den Streiks
aufgerufen – das brauchen wir auch in Deutschland! Denn wenn wir den
Klimawandel  wirklich  stoppen  wollen,  dürfen  wir  nicht  nur  seine
Auswirkungen bekämpfen,  wir  müssen seine Ursache angehen –  und die
heißt Kapitalismus!

 

Unsere Forderungen lauten deswegen wie folgt:

Systemwechsel statt Klimawandel!

Entschädigungslose  Enteignung  und  Verstaatlichung
der  Energiekonzerne  und  ihrer  Netze  unter
ArbeiterInnenkontrolle!



Organisierter Ausstieg aus der Stromerzeugung mittels
hergebrachter  atomarer  Kernspaltung  und
Verbrennung  von  fossi len  Energieträgern!
Weiterbeschäftigung  der  Kraftwerksbeschäftigten  zu
gleichen Löhnen und Bedingungen!

Einheitlicher  Tarif  für  alle  Beschäftigten  in  dieser
Branche (Kohle, Atom, Windenergie etc.)!

ArbeiterInnenkontrolle  über  Betrieb,  Planung  und
Forschung  unter  Hinzuziehung  von  ExpertInnen,  die
das Vertrauen der Klasse genießen!

Offenlegung der Geschäftsgeheimnisse,  nicht nur der
wirtschaftlichen,  sondern  auch  der  technischen
(Patente…)  und  damit  Aufhebung  der  Konkurrenz
darum!

Weg mit den Rezepten des „grünen“ Kapitalismus und
dem  EEG-Flickwerk  (Zertifikate,  Ökosteuer,  EEG-
Umlage,  Stromsteuer) !  F inanzierung  des
Kohleausstiegs  durch  progressive  Steuern  auf
Einkommen,  Vermögen und Gewinne  statt  indirekter
Massensteuern!

Energiewende  heißt:  integrierter  Plan,  der  auch
Verkehr,  Landwirtschaft  und Industrie umfasst,  nicht
nur den Stromsektor!

Für  ein  Forschungsprogramm,  bezahlt  aus
Unternehmensprof iten  zur  Lösung  der  EE-
Speicherproblematik!



Für einen rationalen Verkehrsplan! Ausbau des ÖPNV
statt der Sackgasse Elektro-PKW! Güter und Menschen
bevorzugt auf die Schiene!

Weltweiter Plan zur Reparatur der Umweltschäden und
Angleichung der Lebensverhältnisse!

Europawahl 2019: EU-Krise goes
Wahlkabine  –  6  Fragen  und  6
Antworten
von Alex Metzger

Was ist das eigentlich diese Europawahl und
hat das überhaupt irgendeine Bedeutung?
Am 26.Mai wird nach 5 Jahren wieder ein neues EU-Parlament gewählt. Das
EU-Parlament ist neben dem Ministerrat und der EU-Kommission eine von
mehreren  Institutionen  der  EU,  wobei  allein  das  EU-Parlament  direkt
gewählt wird. Wie bei allen Wahlen im Kapitalismus bleibt uns aber auch hier
nicht viel mehr übrig, als alle paar Jahre irgendwo ein Kreuz zu machen und
zu hoffen,  dass  die  gewählten Parteien wenigstens ein  bisschen weniger
Scheiße bauen, als die die vorher an der Regierung waren. Eigene Ideen
einbringen und das System grundlegend in Frage stellen? Fehlanzeige! Noch
dazu sind die Möglichkeiten der Fraktionen im EU-Parlament, sich politisch
durchzusetzen,  aufgrund  eines  komplizierten  Gesetzgebungsverfahrens
zusätzlich sehr eingeschränkt. Ebenso dürfen sehr viele Menschen, die in EU-
Staaten  leben,  wie  zum  Beispiel  Jugendliche  unter  18  Jahren  oder

https://onesolutionrevolution.de/europawahl-2019-eu-krise-goes-wahlkabine-6-fragen-und-6-antworten/
https://onesolutionrevolution.de/europawahl-2019-eu-krise-goes-wahlkabine-6-fragen-und-6-antworten/
https://onesolutionrevolution.de/europawahl-2019-eu-krise-goes-wahlkabine-6-fragen-und-6-antworten/


Geflüchtete, überhaupt nicht an der Wahl teilnehmen Scheiß egal sind die
EU-Wahlen im Mai aber trotzdem nicht, denn wir können daran sehr viel
über den aktuellen Status der EU und die bestehenden Kräfteverhältnisse
ablesen und uns Gedanken machen, wie wir etwas verändern können.

 

In  welcher  Situation  steckt  die  EU  denn
gerade?
Die EU steckt in einer tiefen Krise und es ist unmöglich, dass die kommenden
Wahlen sie da rausholen könnten. Das liegt daran, dass die EU-Krise selbst
nur  eine  Folge  der  globalen  Wirtschaftskrise  ist,  die  Profite  der
internationalen Unternehmen schrumpfen ließ und den Konkurrenzkampf um
das, was noch übrig geblieben ist, angefeuert hat. Die EU selbst ist kein
eigener Staat sondern nur ein Bündnis zwischen verschiedenen miteinander
konkurrierenden Ökonomien, die nach langen Jahren des Wachstums und der
Stabilität jetzt in der Krise die Krallen ausfahren.
Dass die EU in der Krise steckt, erkennen wir zum Beispiel daran, dass in
fast allen EU-Mitgliedsstaaten europafeindliche Parteien wachsen und mehr
Stimmen  bekommen.  Während  in  Südeuropa  Millionen  Menschen  in
Arbeitslosigkeit  und Armut getrieben wurden, haben in Nordeuropa viele
kleinere Unternehmen Angst, durch den freien Warenverkehr innerhalb des
EU-Binnenmarktes von den großen Unternehmen plattgemacht zu werden
und sind enttäuscht, dass mit den EU- Geldern nicht sie gerettet wurden
sondern die Banken. Jugendliche und Lohnabhängige haben die Krise durch
europaweite  Privatisierungen  Entlassungswellen  und  Sozialkürzungen
besonders hart zu spüren bekommen. Die EU ist also von vielen Rissen –
zwischen  Nord  und  Süd,  zwischen  binnenmarkt-  und  exportorientierten
Unternehmen  und  besonders  zwischen  Arbeiter_innen  und  Kapital  –
durchzogen  und  kann  entlang  dieser  Risse  schnell  gänzl ich
auseinanderreißen. Der Brexit hat uns gezeigt, wie präsent diese Gefahr ist
und hat die Krise zusätzlich verschlimmert. Hinzu kommt, dass der Druck
international beispielsweise durch einen US-Präsidenten Trump, der die EU
erstmals  in  ihrer  Geschichte  als  einen  „Feind  der  USA“  bezeichnet  hat,
erheblich gewachsen ist.
Die beiden Führungsmächte der EU, Deutschland und Frankreich, haben es



nicht gebacken bekommen, sich auf eine einheitliche „Europastrategie“ zur
Bewältigung dieser Krise zu einigen. Gemeinsame Projekte
zur  Vereinheitlichung  der  EU  wie  die  EU-Armee,  eine  koordinierte
europäische  Finanzpolitik  oder  auch  eine  gemeinsame  europäische
Migrationspolitik wurden in den Sand gesetzt. Das liegt auch daran, dass
sich  nicht  mal  ihre  eigenen  Regierungen  im  Zuge  der  Krise  auf  eine
europäische  Strategie  einigen  konnten:  Während  die  Groko  im  Dauer-
Koalitionsstreit  steht,  ist  Macron damit  beschäftigt,  seine  Gelbwesten zu
bekämpfen.

Wer hat denn in der letzten Periode das EU-
Parlament regiert?
Die letzten 5 Jahre hatten die „EVP: Europäische Volkspartei“ (da steckt die
CDU drin) und die „Progressive Allianz“ (da steckt die SPD drin) mit 54
Prozent  die  ehrheit  im  EU-Parlament.  Die  EVP  steht  in  ihrer
Zusammensetzung sogar  noch  weiter  rechts  als  die  CDU und treibt  die
neoliberale Sparpolitik federführend mit an. Sie steht für Privatisierungen,
Deregulierung, Festung Europa und einem freien innereuropäischen Markt.
Nach den jüngsten Debatte  wurde der  Ausschluss  der  ultra-rassistischen
ungarischen Fidesz unter Victor Orban erst einmal nur auf Zeit beschlossen
und brachte der EVP in den Umfragen weitere Stimmeinbußen durch ihre
rechten Wähler_innen ein. Sie wird wohl als Verliererin aus der kommenden
Wahl  hervorgehen.  Doch  auch  die  Sozialdemokrat_innen  haben  sich  mit
allem anderen  als  mit  Ruhm bekleckert.  In  ganz  Europa  haben  sie  die
neoliberale  Politik  mitgetragen  und  somit  dafür  gesorgt,  dass  ihre
lohnabhängigen Stammwähler_innen ihnen nicht mehr vertrauen. Auch sie
haben die „EU-Schuldenbremse“ unterstützt und
Südeuropa  in  Abhängigkeit  und  Armut  gestürzt.  Auch  sie  haben
Privatisierung und Sozialkürzungen selbst mit durchgesetzt. Auch sie haben
der Industrie geholfen,  unbefristete Arbeitsverträge und gute Jobs gegen
Arbeit  im  Niedriglohnsektor  und  gegen  befristete  Arbeitsverhältnisse
einzutauschen.Anstatt  sich  in  der  Wirtschaftskrise  und der  zunehmenden
Migration  in  die  EU  klar  links  zu  positionieren,  Antirassismus  mit
Sozialpolitik zu verbinden und auf die Nöte der Menschen mit ordentlichen
Konzepten zur sozialen Absicherung und einer Politik der offenen Grenzen zu
antworten,  haben sie  nur politische Zugeständnisse an die  Industrie,  die
Banken  und  die  Rechten  springen  lassen.  Dass  nun  die  noch  rechteren



Parteien  im  Aufwind  sind,  ist  das  direkte  Resultat  dieser  Politik.
Perspektivlosigkeit  und  Abstiegsängste  führen  in  ganz  Europa  dazu,
dass Leute diesen in die offenen Arme laufen. Doch anstatt die Wurzel des
Problems  anzugreifen,  haben  die  „Volksparteien“  versucht,  ihre
Wähler_innen  bei  sich  zu  halten,  indem  sie  selber  weiter  nach  rechts
gerutscht sind. Dabei sind die Abschottung der EU, die Kriminalisierung von
Seenotrettungen,  Deals  mit  Diktaturen  und  der  massive  Ausbau  der
europäischen Grenzschutzagentur Frontex nur Facetten dieser Entwicklung.
Gewaltsame Übergriffe auf Geflüchtete, Muslim_innen, Jüdinnen und Juden,
Sinti und Roma und Frauen haben überall massiv zugenommen. Auch mit der
Etablierung autoritärer Polizeistaaten unter dem Vorzeichen des „Kampfes
gegen den Terrorismus“ wurde bereits begonnen. Brutalere Polizeigesetze
und autoritärere Justizreformen richten sich nicht nur gegen „Minderheiten“
sondern  auch  unmittelbar  gegen  die  demokratischen  Rechte  der
Aktivist_Innen,  die  gegen  die  Politik  der  EU  und  ihrer  einzelnen
Mitgliedsstaaten auf die Straße gehen.

Und was ist nach den kommenden Wahlen zu
erwarten?
Da die internationale Konkurrenz tendenziell nicht abnimmt sondern stärker
wird, werden sich diese Trends verstärken. Ebenso ist zu erwarten, dass die
Außenpolitik der Union deutlich an Aggressivität zunehmen wird. Auch wenn
das Projekt  einer  EU-Armee erst  einmal  auf  die  Auswechselbank gesetzt
wurde, wird die EU früher oder später auf die immer aggressiver werdende
Politik von Trumps US-Imperialismus mit einer eigenen aktiven Außenpolitik
antworten  müssen.  Die  Aufstockung  der  Militärausgaben  auf  2%  des
BiP(Nato  Vorgabe)  sind  ein  erster  Schritt  dahin.
Angefeuert  werden  Militarismus,  Rassismus,  Abschottung  und
Sozialkürzungen durch den Rechtsruck.  Die europäischen „Volksparteien“
werden zwar für ihre verfehlte Politik mit massiven Stimmverlusten bestraft
werden,  doch  gewinnen  werden  die  Rechten.  In  Italien  liegt  Salvinis
rassistische  „Lega“  in  Umfragen  derzeit  mit  32,4  Prozent  als  stärkste
Einzelpartei des Landes vorn. Ähnlich ist das Bild in Frankreich, wo Le Pens
ultra-rechte „Ressemblement  National“  aktuell  mit  22 Prozent  knapp vor
Macrons  liberaler  „En  Marche“  an  erster  Stelle  liegt.  InPolen  kann  die
regierende  nationalkonservative  PiS  mit  40  Prozent  rechnen.  Selbst  in
Schweden würden die rechtsnationalen „Schweden Demokraten“ aktuell mit



knapp 20 Prozent zweitstärkste Partei. Die AfD schaffe es laut Umfragen auf
12  Prozent  der  Stimmen.  Momentan  wird  die  rechte  Fraktion  im  EU-
Parlament  (ERK)  von  der  englischen  Conservative  Party(Tories)  und  der
polnischen PiS angeführt. Beide verfügen jeweils über ca. 40 Prozent der
Sitze in der Fraktion. Eine komplette Neuaufstellung der EKR als gesamte
Fraktion ist nach den Wahlen zu erwarten. Vor allem auch aufgrund der
ideologischen Nähe zu  anderen rechten  Fraktionen im Europaparlament,
insbesondere  der  ENF (Europa  der  Nationen  und Freiheit).  In  der  ENF
finden sich nämlich neben Marine Le Pens RN(Ressemblement National)auch
die italienische „Lega Nord“ und Österreichs rechte Regierungspartei FPÖ.
Insgesamt wird für die europäische Rechte(EKR) ein Wahlergebnis von ca.
12,5 % erwartet, die ENF klettert auf knapp 11 Prozent(Stand 07.04). Die
Stimmen  würden  für  eine  Koalition  aus  Liberalen,  Konservativen  und
Rechten  locker  reichen.

Gibt es denn keine Linken, die den Rechten
ein bisschen die Stirn bieten könnten?
Tatsächlich hat die Krise auch linken Bewegungen einen kleinen Aufschwung
gegebenen. Podemos erreichte bei  Parlamentswahlen in Spanien über 20
Prozent  der  Stimmen  und  auch  Melenchons  „La  France  Insoumnise“
erreichen  in  Wahlen  mindestens  18  Prozent.  Diese  linkspopulistischen
Bewegungen haben sich von der „Europäischen Linken“ abgespalten und
treten dieses Jahr erstmals unter dem Namen „Maintenant le Peuple“ zur
Europawahl an. Neben Forderungen nach höheren Löhnen und staatlichen
Investitionen  wollen  sie  den  Kampf  des  Volkes  gegen  die  bösen
„internationalen  Eliten“  führen  –  also  Volkspolitik  statt  Klassenpolitik
machen. Dass das ein großes Problem ist, sehen wir unter anderem daran,
wenn  Melenchon  im  EU-Parlament  erzählt  „Jedes  Mal,  wenn  ein
eingewanderter Arbeiter ankommt, stiehlt er das Brot der dort beheimateten
Lohnabhängigen“.  Statt  internationaler  Klassensolidarität  fördern  die
Linkspopulist_innen  ein  nationales  und  teilweise  sogar  rassistisches
Bewusstsein und passen sich damit an den Rechtsruck an. Doch auch die
„Europäische Linke“ hat beispielsweise mit der griechischen Partei „Syriza“,
die  an  der  Regierung  das  Streikrecht  eingeschränkt,  EU-Spardiktate
umgesetzt und die Renten gekürzt hat, so einige Leichen im Keller. Die dritte
linke Partei, die den zu den diesjährigen Europawahlen antritt, nennt sich
„DiEM25“  und  wird  vom  früheren  griechischen  Finanzminister  Gianis



Varoufakis  angeführt.  Sie  vertritt  ein  eher  linksliberales  Programm  und
fordert hier und da ein wenig mehr Demokratie auf EU-Ebene ohne jedoch
für tiefgreifende soziale Reformen einzutreten.
Alle 3 Parteien sind sich jedoch einig, dass man die Probleme der EU, der
Lohnabhängigen,  der  Schuldenkrise  und  der  Geflüchteten  mit  Reformen
lösen könne. Die einen sehen die EU als beste Plattform für diese Reformen,
die anderen den Nationalstaat. Auf die Idee, den Kapitalismus als Ursache all
dieser Probleme abzuschaffen, ist leider kein_e von ihnen gekommen.

Also lieber gar nicht wählen?
Das  Wahlrecht  is t  e ine  große  Errungenschaft ,  d ie  s ich  die
Arbeiter_innenbewegung blutig erkämpfen musste. Es ist ein Schritt in die
richtige  Richtung  und  selbst  wenn  unsere  Stimmen kaum etwas  ändern
werden,
wäre es Schwachsinn, diese Errungenschaft wegzuwerfen. Wir dürfen nur
nicht  beim  Kreuzchenmachen  stehen  bleiben!  Gewerkschaften,  linke
Parteien,  soziale  Organisationen  und  wir  Jugendlichen  aus  ganz  Europa
müssen uns zusammenschließen und den Angriffen kollektiv die Stirn bieten!
Gegen  den  europaweiten  Rechtsruck,  die  zunehmende  Konkurrenz,  den
Sozialabbau und die Abrieglung der Außengrenzen brauchen wir auch einen
europaweiten Abwehrkampf und kein Zurück zum Nationalstaat. Die EU als
Institution  bleibt  trotzdem  undemokratisch,  militaristisch,  rassistisch,
neoliberal und scheiße. Wir wollen deshalb keine kapitalistische EU und auch
keinen  kapitalistischen  Nationalstaaten  sondern  die  „Vereinigten
sozialistischen  Staaten  von  Europa“!  Da  dieses  Modell  gerade  nicht  zur
Debatte steht rufen wir euch auf, am 26.5. „die Linke“ zu wählen. Nicht weil
wir die toll finden, sondern weil sie von den fortschrittlichsten Teilen der
Arbeiter_innen-, Antira- und Ökologiebewegungen unterstützt wird und wir
sie  in  die  Verantwortung bringen wollen,  ihre  Forderungen auch in  der
Praxis umsetzen zu müssen.



Venezuela:  Kein  Ende  des
Konflikts in Sicht
von Christian Meyer, Revolution Stuttgart

Nach dem sich  in  Venezuela  Ende  Januar  der  Parlamentspräsident  Juan
Guaido  zum Interimspräsidenten erklärt  hatte,  erhielt  er  innerhalb  einer
Woche die Unterstützung mehrerer führender imperialistischer Staaten und
deren verbündeter Regionalmächte. So stellte sich nicht nur US-Präsident
Trump auf  die  Seite  von Guaido,  sondern auch Deutschland,  Frankreich,
Großbritannien,  die  Niederlande,  Belgien,  Luxemburg  und die  ehemalige
Kolonialmacht,  der  spanische  Staat.  Auch  alle  amtierenden  Staats-  und
Regierungsschefs Südamerikas, mit Ausnahme von Evo Morales aus Bolivien,
erkannten Guaido an, darunter solch illustre Persönlichkeiten wie etwa der
Halbfaschist  Jair  Bolsonaro  aus  Brasilien.  Demgegenüber  stellten  sich
Russland und China hinter den amtierenden Staatschef Nicolas Maduro und
seiner Partei PSUV, was wiederum deren eigene imperialistischen Interessen
in Konkurrenz zur USA widerspiegelt.

Juan Guaido gibt vor, er und seine imperialistischen Verbündeten kämpfen
für die „Wiederherstellung der Demokratie“ in Venezuela. Dafür wird dann
auch schon mal diskutiert,  ob Donald Trump nicht ein paar Soldaten als
Demokratiehelfer schickt. Wie diese Demokratiehilfe aussieht, kann man sich
in den total zerstörten Ländern Afghanistans und des Iraks anschauen. Wie
so oft  ist  der Kampf um Demokratie nur ein Vorwand. Entscheidend ist,
welche Interessen hinter diesem demokratischen Deckmantel stecken.

Geschichte

Hierzu  ein  geschichtlicher  Ausflug:  Ende  der  1990er  Jahr  begann  Hugo
Chavez,  der  Vorgänger  von  Maduro,  mit  dem  Aufbau  der  sogenannten
„Bolivarischen  Revolution“.  Der  Name  stammt  vom lateinamerikanischen
Freiheitskämpfer Simón Bolívar, welcher im 19. Jahrhundert lebte. Träger
dieser  Massenbewegung  waren  unteren  Schichten  der  städtischen
Bevölkerung  sowie  die  Landbevölkerung  und  Bäuer_Innen  sowie  die
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Unterstützung der Gewerkschaften. Chavez gelangte demokratisch an die
Staatsspitze  von  Venezuela.  Eckpunkte  seiner  „Revolution“  waren  unter
anderem  Verstaatlichungen  von  Infrastruktur  sowie  umfassende
Subventionen  in  Wohnungsbau  und  Bildung.

All  dies  passierte  gegen  den  Willen  der  Reichen  im  Lande,  aber  der
Lebensstandard ärmerer Schichten wurde gehoben, bis 2012 ging die Armut
um 25 % zurück. Zentral waren die riesigen Ölvorkommen in Venezuela, die
vor  Chavez  vor  allem  zur  Bereicherung  der  Imperialist_Innen  und  der
venezolanischen  Bourgeoisie  dienten.  2007  mussten  ausländische  Firmen
ihre  Anteile  an  Ölfeldern  abgeben.  Der  staatliche  Erdölkonzern  PDVSA
übernahm diese. Mit dem Geld des Öls konnten die Staatsausgaben lange
Zeit beglichen werden.

Dies  erfuhr  ein  jähes  Ende  mit  der  Weltwirtschaftskrise  2008  und  dem
Einbruch des Ölpreises 2015. In der Folge druckte die Regierung massiv
Geld,  um  diesen  Verlust  auszugleichen,  was  allerdings  zu  einer
Hyperinflation führte. Mehr und mehr wurde die Bevölkerung Venezuelas mit
in den wirtschaftlichen Abgrund gerissen. Dieser wirtschaftliche Einbruch
schwächte die Regierung Maduros, welche sich in der Folge noch mehr auf
das Militär stützte und das ist ohnedies schon stark privilegiert. Auch griff er
zu undemokratischen Mitteln bei Wahlen.

Worum gehts?

Diese  schwache  Position  Maduros  nutzen  nun  Guaido  und  seine
imperialistischen  Verbündeten  aus.  Guaido  führt  eine  oppositionelle
Massenbewegung an, die im wesentlichen die Interessen der Bourgeoisie und
der Mittelschicht bedienen. Gerade die Bourgeoisie steht in guten Kontakt
mit US-Konzernen, die sich vor dem Aufstieg Hugo Chavez massiv auf Kosten
der  Ärmsten  bereichert  haben.  Mit  ausländischen  Hilfslieferungen  und
Appellen diese ins Land zu lassen, versucht Guaido nun eben diese ärmsten
und hungernden Teile der Gesellschaft für sich zu gewinnen, obwohl sie nach
einer kurzen Hilfe zur Befriedung nichts von Guaido zu erwarten hätten.
Denn Guaido geht es vor allem darum, der Bourgeoisie ihr verstaatlichtes
Eigentum zurück zu geben und die Ölfelder den Märkten zu öffnen, sprich, er



soll  an  Finanzinvestoren  à  la  Blackrock  (größter  Vermögensverwalter
weltweit, Sitz in den USA) verscherbelt werden. Zudem würde Guaido nicht
zögern,  Forderungen  seitens  des  IWF,  Venezuela  möge  doch  endlich
Reformen in Form von Privatisierungen vornehmen, um wieder Kredite und
Zugang zu den Finanzmärkten zu bekommen, zu erfüllen. Hätte Guaido nicht
diese  Absicht,  hätten  ihn  die  nordamerikanischen  und  europäischen
Imperialisten wohl kaum binnen weniger Stunden als Interimspräsidenten
anerkannt.

Maduro wiederum versucht seine privilegierte Stellung zu halten und muss
dabei  das  Militär  bei  sich  halten,  was  bisher  auch  der  Fall  ist.  In  der
Bevölkerung hat er vor allem unter Arbeiter_Innen und auch Bäuer_Innen
immer noch Rückhalt, die die bolivarische Revolution mitgetragen haben und
großen Hass auf den imperialistischen Einfluss der USA hegen.

Die Jugend

Der Jugend kommt bei der Auseinandersetzung zwischen Maduro und Guaido
dabei eine entscheidende Rolle zu. Aufgrund der Krisensituation steht die
Jugend vor der Frage nach ihrer unmittelbaren Perspektive. Viele der wegen
der Krise 3 Millionen emigrierten Venezolaner_Innen sind Jugendliche und
junge Erwachsene.

Auf der Straße kämpft die Jugend an forderster Front. Bei Zusammenstößen
zwischen  Maduros  Militär  und  Oppositionellen  sieht  man  vor  allem
Jugedliche  als  Vorkämper_Innen.  Student_Innen,  welche  meist  aus  den
gehobeneren  Gesellschaftsschichten  kommen  und  von  Guaido  profitieren
würden, schließen sich den Oppositionellen an. Es ist aber anzunehmen, dass
sowohl Guaidos als auch unter Maduros Anhänger_Innen die Jugend sich an
ihrer Klassenzugehörigkeit orientiert, so wie das oben bereits beschrieben
wurde. So gibt es auch Videos davon, wie junge Leute Guaido aus einem
Arbeiter_Innenviertel vertreiben.

Perspektive

Derzeit scheint der Machtkampf unentschieden zu sein. Weder Maduro noch
Guaido  können  den  Arbeiter_Innen  und  Unterdrückten  eine  Perspektive



bieten. Ein Sieg Guaidos würde eine Unterwerfung und massive Ausbeutung
des Landes durch Bourgeoisie und Imperialismus bedeuten. Daher gilt es den
Putschversuch und eine potentielle Militärintervention der USA abzuwehren
und in diesem Zusammenhang Maduro zu verteidigen. Gleichzeitg muss ihm
die politische Unterstützung entzogen werden.

Einige Bürgerliche und Linke sowie Anhänger der bolivarischen Revolution
bezeichnen Venezuela als sozialistisch, doch das ist definitiv falsch! Warum?
Die Bourgeoisie wurde nicht komplett enteignet und wo Verstaatlichungen
stattfanden  wurden  die  Kapitalist_Innen  entschädigt.  Es  gibt  zwar  eine
gewisse Mitbestimmung aber sicher keine Rätedemokratie und auch keine
demokratische  Kontrolle  über  die  Industrie.  Es  gibt  ein  privilegiertes
stehendes  Heer  anstelle  einer  demokratischen  Arbeiter_Innenmiliz.

Nur wenn die bolivarische Revolution hin zu einer wahrhaft sozialistischen
weitergetrieben wird, gibt es eine Perspektive für die Armen, Arbeiter_Innen
und  Unterdrückten  in  Venezuela.  Es  braucht  den  Aufbau  einer
demokratischen Miliz  zur Abwehr jeglicher Intervention von außen sowie
umfassende Enteignungen der  noch immer bestehenden Bourgeoisie  und
einen demokratischen Notfallplan um die Hungernden aus den Mitteln der
Kapitalist_Innen zu speisen. Die Arbeiter_Innenklasse, die städtische Armut
und die Jugend müssen sich aus dem Klammergriff Maduros und der PSUV-
Bürokratie befreien und kraftvolle antikapitalistische Maßnahmen verlangen,
u m  d i e  K r i s e  a n z u p a c k e n  u n d  d i e  G r u n d l a g e  f ü r  e i n e
Arbeiter_Innenregierung zu legen. Diese könnte als leuchtendes Beispiel in
die gesamte Region strahlen und die Arbeiter_Innen in Brasilien, Argentinien
usw ermutigen, den Kampf gegen ihre stockreaktionären Regierungen in eine
sozialistische, internationalistische Richtung zu treiben!

Verteidigen  wir  die  bolivarische  Revolution  gemeinsam  gegen
imperialistische Aggressionen!
Für die Permanenz der bolivarischen Revolution! Nur wenn wir über
die  bisherigen  Schritte  hinausgehen  und  die  Eigentums-  und  die
Herrschaftsfrage  stellen,  können  wir  die  Revolution  zum  Erfolg
führen.
Für internationale Solidarität und den gemeinsamen Kampf gegen



die weltweite Bourgeoisie sowie ihrer Unterstützer_innen in Medien,
Staat & Bildungswesen!


